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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

4 — 23102 — 2100/58 IV 


Bonn, den 3. April 1958 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Lebensmittelgesetzes 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern, 

Der Bundesrat hat in seiner 190. Sitzung am 14, März 1958 ge- 
mäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 
Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner 
Zustimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler: 

Der Bundesminister für Wohnungsbau 

Lücke 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethcstr. 54, Telefon 3551 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Lebensmittelgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- j 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über den Verkehr mit Lebensmitteln 
und Bedarfsgegenständen in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 17. Januar 1936 (Reichsgesetzbl. 

I S. 17) und der Verordnung vom 14. August 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 488) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. In § 1 Abs. 1 werden hinter „gegessen" ein 
Komma und das Wort „gekaut" eingefügt. 

2. In § 2 wird die Nummer 6 gestrichen. 

3. § 3 Nr. 1 Buchstabe a erhält folgende Fassung: 

„1, a) Lebensmittel für andere derart zu ge- 
winnen, herzustellen, zuzubereiten, zu 
verpacken, aufzubewahren, zu beför- 
dern oder sonst zu behandeln, daß ihr 
Genuß die menschliche Gesundheit zu 
schädigen geeignet ist;" 

4. In § 3 Nr. 2 Buchstabe a werden das Komma 
hinter „4" und die Zahl „6" gestrichen. 

5. Hinter § 4 werden folgende §§ 4 a, 4 b, 4 c 
und 4 d eingefügt: 

.§ 4 a 

(1) Lebensmitteln, die dazu bestimmt sind, 
gewerbsmäßig in den Verkehr gebracht oder 
in Einrichtungen zur Gemeinschaftsverpfle- 
gung abgegeben zu werden, dürfen bei der 
Gewinnung, Herstellung oder Zubereitung 
Stoffe ohne ernährungsphysiologischen Nutz- 
wert unvermischt oder vermischt mit ande- 
ren Lebensmitteln nur zugesetzt werden, 
wenn sie hierfür ausdrücklich zugelassen 
sind. 

(2) Als ernährungsphysiologischer Nutz- 
wert eines Stoffes im Sinne des Absatzes 1 
gilt sein eigener Gehalt an verdaulichen Koh- 
lenhydraten, verdaulichen Fetten oder ver- 
daulichem Eiweiß sowie an Vitaminen oder 
Provitaminen. 

(3) Absatz 1 gilt auch, 

1. wenn Stoffe nur der Oberfläche der 
Lebensmittel zugesetzt werden, die 
nicht zum Verzehr bestimmt ist, 

2. wenn die Stoffe, bei der Aufbewah- 
rung oder Beförderung in die Le- 
bensmittel gelangen. 


(4) Die Absätze 1 und 3 gelten nicht für 
den Zusatz von Trink- und Tafelwasser, Luft, 
Kohlensäure, Kochsalz, Gärhefe und Back- 
hefe, Essig, Äthylalkohol, Tee, teeähnlichen 
Erzeugnissen, Kaffee, Kaffee-Ersatz, natür- 
lichen sowie natürlichen chemisch gleichen 
Geruchs- und Geschmacksstoffen, Gelatine 
und Pektinen. 

§ 4b 

Es ist verboten, 

1. Tieren vor der Schlachtung Antibiotika 
zu verabfolgen, um die Haltbarkeit des 
Fleisches zu beeinflussen,* 

2. lebendem Geflügel Stoffe mit oestro- 
gener Wirkung einzupflanzen, um die 
Beschaffenheit ' des Fleisches oder den 
Fleisch- oder Fettansatz zu beeinflussen,* 

3. Lebensmittel anzubieten, feilzuhalten, 
zu verkaufen oder sonst in den Ver- 
kehr zu bringen, wenn in oder auf ih- 
nen Pflanzenschutz- und Schädlings- 
bekämpfungsmittel, Vorratsschutzmittel 
und Mittel zur Verhütung des Keimens 
von Kartoffeln, zur Beeinflussung des 
Fruchtansatzes oder Fruchtabfalls oder 
zur Beschleunigung der Fruchtreife oder 
deren Umwandlungsprodukte vorhan- 
den sind, die die zulässigen Höchst- 
mengen überschreiten. 

4. Bedarfsgegenstände im Sinne des § 2 
Nr. 1 oder Kühlmittel so zu verwenden, 
daß von ihnen verbotene Stoffe der in 
§ 4 a bezeichneten Art auf Lebensmit- 
tel oder ihre Oberfläche übergehen 
können, ausgenommen gesundheitlich 
geruchlich und geschmacklich unbedenk- 
liche Anteile, die technisch unvermeid- 
bar sind. 

§ 4c 

(1) Lebensmittel dürfen mit ionisierenden 
oder ultravioletten Strahlen nur behandelt 
werden, soweit dies ausdrücklich zugelassen 
ist. Der Bundesminister des Innern kann im 
Einvernehmen mit den Bundesministern für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, für 
Wirtschaft und für Atomkernenergie und 
Wasserwirtschaft durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates solche Be- 
handlungsverfahren, sofern dies mit dem 
Schutz des Verbrauchers vereinbar ist, all- 
gemein oder für bestimmte Lebensmittel oder 
für bestimmte Verwendungszwecke zulassen 


2 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 316 


und vorschreiben, wie die so behandelten 
Lebensmittel kenntlich zu machen sind. 

(2) Der Bundesminister des Innern wird 
ermächtigt, im Einvernehmen mit den Bun- 
desministern für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten und für Wirtschaft durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
andere als die in Absatz 1 genannten Ver- 
fahren der Behandlung von Lebensmitteln zu 
verbieten, soweit sie geeignet sind, den Le- 
bensmitteln eine für die menschliche Gesund- 
heit bedenkliche Beschaffenheit zu verleihen. 
Die Ermächtigung nach Satz 1 erstreckt sich 
nur auf Lebensmittel, die dazu bestimmt sind, 
gewerbsmäßig in den Verkehr gebracht oder 
in Einrichtungen zur Gemeinschaftsverpfle- 
gung abgegeben zu werden. 

§ 4d 

Es ist verboten, 

1. Lebensmittel, bei deren Gewinnung, 
Herstellung oder Zubereitung entgegen 
den Vorschriften des § 4 a Abs, 1 und 
3, § 4b Nr. 1, 2 und 4, § 4 c Abs. 1 
Satz 1 oder entgegen den Vorschriften 
einer nach § 4 c Abs. 1 Satz 2 oder 
Abs. 2 erlassenen Rechtsverordnung 
verfahren worden ist, gewerbsmäßig 
anzupreisen, anzubieten, zum Verkauf 
vorrätig zu halten, feilzuhalten, zu ver- 
kaufen oder sonst in den Verkehr zu 
bringen oder in Einrichtungen zur Ge- 
meinschaftsverpflegung abzugeben; 

2. zugelassene Stoffe (§ 4 a Abs. 1) oder 
zugelassene Behandlungsverfahren (§ 4 c 
Abs. 1) auch bei Kenntlichmachung so 
anzuwenden, daß sie die Verdorbenheit 
eines Lebensmittels verdecken können; 

3. im Verkehr mit Lebensmitteln, die zu- 
gelassene Stoffe (§ 4 a Abs. 1) enthal- 
ten oder mit einem zugelassenen Ver- 
fahren (§ 4 c Abs. 1) behandelt worden 
sind, oder in der Werbung für solche 
Lebensmittel Bezeichnungen, Aufma- 
chungen oder sonstige Angaben zu ge- 
brauchen, die darauf hindeuten, daß die 
Lebensmittel rein, natürlich, naturrein, | 
naturbelassen, diätetisch wertvoll, ge- | 
sundheitlich verträglich oder für Kinder 
und Schonungsbedürftige unbedenklich 
seien. Das gilt nicht für zutreffende Be- 
zeichnungen und Angaben im Verkehr 
mit diätetischen Lebensmitteln, wenn 
deren Gehalt an solchen Stoffen dem ! 
angestrebten und angegebenen diäte- 
tischen Zweck dient; 

4. Stoffe, die nach den Vorschriften des | 
§ 4a Abs. 1 und 3 und des § 4b nicht 
verwendet werden dürfen, für eine 
solche Verwendung oder zur Verwen- 
dung bei der Gewinnung, Herstellung 
oder Zubereitung von Lebensmitteln 
innerhalb der Hauswirtschaft gewerbs- i 


mäßig anzupreisen, anzubieten, feilzu- 
halten, zu verkaufen oder sonst in den 
Verkehr zu bringen." 

6. Hinter § 5 werden folgende §§ 5 a, 5 b, 5 c 
und 5 d eingefügt: 

r,§ 5 a 

(1) Der Bundesminister des Innern kann im 
Einvernehmen mit den Bundesministern für 
Ernährung, Landwirtschnaft und Forsten und 
für Wirtschaft durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates, soweit dies 
mit dem Schutz des Verbrauchers vereinbar 
ist, 

1. Stoffe ohne ernährungsphysiologi- 
schen Nutzwert (§ 4 a Abs. 1) zur 
Verwendung bei der Gewinnung, 
Herstellung oder Zubereitung von 
Lebensmitteln allgemein oder für be- 
stimmte Lebensmittel oder für be- 
stimmte Verwendungszwecke zu- 
lassen; 

2. Höchstmengen für den Gehalt an 
den nach Nummer 1 zugelassenen 
Stoffen in Lebensmitteln sowie An- 
forderungen an ihre Reinheit fest- 
setzen; 

3. Farbstoffe bezeichnen, die verwen- 
det werden dürfen für das Färben, 
Stempeln und Bedrucken 

a) der Oberfläche von Lebensmit- 
teln, 

b) von Überzügen, die mit einem 
Lebensmittel unmittelbar in Ver- 
bindung gebracht werden und 
ihm anhaften, 

c) von Verpackungsmitteln, deren 
Farbstoffgehalt bei bestimmungs- 
gemäßem Gebrauch auf Lebens- 
mittel übergehen kann; 

4. für Pflanzenschutz- und Schädlings- 
bekämpfungsmittel, Vorratsschutz- 
mittel und Mittel zur Verhütung des 
Keimens von Kartoffeln, zur Beein- 
flussung des Fruchtansatzes oder 
Fruchtabfalles und zur Beschleuni- 
gung der Fruchtreife Höchstmengen 
festsetzen, die in oder auf Lebens- 
mitteln beim Inverkehrbringen als 
Reste noch vorhanden sein dürfen, 
sowie bestimmte Stoffe von der Ver- 
wendung als Pflanzenschutz- und 
Schädlingsbekämpfungsmittel, Vor- 
ratsschutzmittel und Mittel zur Ver- 
hütung des Keimens von Kartoffeln, 
zur Beeinflussung des Fruchtansatzes 
oder Fruchtabfalles und zur Be- 
schleunigung der Fruchtreife aus- 
schließen, soweit dies zum Schutz 
des Verbrauchers erforderlich ist, 
um einer gesundheitlich bedenk- 
lichen Beschaffenheit von Lebens- 
mitteln vorzubeugen. 
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(2) In den Verordnungen nach Absatz 1 
Nr. 1 und 4 kann vorgeschrieben werden, 
wie der Gehalt der Lebensmittel an den zu- 
gelassenen Stoffen oder an Resten der in | 
Absatz 1 Nr. 4 bezeichneten Stoffe kenntlich 
zu machen ist. 

§ 5b : 

(1) Die Verbote des § 4 Nr. 2 und 3, der §§ 

4 a, 4 b, 4 c Abs. 1 und des § 4 d Nr. 1 , 3 und 4 
sowie die nach §§ 4 c, 5 Nr. 2 bis 7 und § 5 a 
erlassenen Vorschriften gelten nicht für Le- 
bensmittel und Bedarfsgegenstände, die zur 
Lieferung in Gebiete außerhalb des Geltungs- 
bereichs dieses Gesetzes bestimmt sind. Sie | 
unterliegen insoweit lediglich den Vorschrif- 
ten des Empfangslandes. 

(2) Lebensmittel oder Bedarfsgegenstände, 

die zu dem in Absatz 1 Satz 1 genannten 
Zweck und entgegen den dort aufgeführten 
Bestimmungen hergestellt sind, müssen von i 
dem Hersteller unverzüglich der nach Lan- 1 
desrecht zuständigen Behörde gemeldet wer- | 
den. Ist der Hersteller nicht zugleich der Aus- | 
führer, so ist die Meldung außerdem von dem , 
Ausführer zu erstatten. Aus der Meldung | 
muß sich die Art und Menge der Lebensmit- i 
tel oder Bedarfsgegenstände ergeben. Die 
Landesregierungen unterrichten den Bundes- | 
minister des Innern laufend über die ein- 
gegangenen Meldungen. ; 

§ 5c 

(1) Der Bundesminister des Innern kann 
im Einvernehmen mit den Bundesministern : 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten ; 
und für Wirtschaft durch Rechtsverordnung, I 
die nicht der Zustimmung des Bundesrates j 
bedarf, Ausnahmen von den Verboten des 

§ 4 Nr. 2 und 3, der §§ 4 a, 4 b, 4 c Abs. 1 und j 
des § 4d Nr. 1, 3 und 4 sowie den nach j 
§§ 4 c, 5 Nr. 2 bis 7 und § 5 a erlassenen j 
Vorschriften allgemein zulassen, wenn die ! 

Versorgung der Bevölkerung mit lebensnot- 
wendigen Lebensmitteln und Bedarfsgegen- 
ständen dies dringend erfordert. In den Fäl- 
len des § 4 c Abs. 1 ist ferner das Einver- 
nehmen mit dem Bundesfninister für Atom- 
kernenergie und Wasserwirtschaft herzu- 

stellen. 

(2) Die Geltungsdauer von Verordnungen 

nach Absatz 1 ist zu befristen. | 

§ 5d i 

Vor dem Erlaß von Verordnungen nach 
§§ 4 c, 5, 5 a und 5 c soll ein jeweils aus- 
zuwählender Kreis von Sachkennern aus der 
Wissenschaft, der Verbraucherschaft und der i 
beteiligten Wirtschaft gehört werden." 

7. § 6 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die mit der Überwachung des Ver- ! 
kehrs mit Lebensmitteln und Bedarfsgegen- ; 


ständen beauftragten Beamten der Polizei 
und die von der zuständigen Behörde beauf- 
tragten Sachverständigen, bei Gefahr im Ver- 
zug auch die sonstigen Beamten der Polizei, 
sind befugt, in die Räume, in denen 

1. Lebensmittel gewerbsmäßig oder 
für Mitglieder von Genossenschaf- 
ten oder ähnlichen Vereinigungen 
oder für Teilnehmer an Gemein- 
schaftsverpflegungen gewonnen, 
hergestellt, zubereitet, abgemessen, 
ausgewogen, verpackt, aufbewahrt, 
feilgehalten oder verkauft werden, 

2. Bedarfsgegenstände zum Verkauf 
vorrätig gehalten oder feilgehalten 
werden, 

sowie in die dazugehörigen Geschäftsräume 
einzutreten, dort Besichtigungen vorzuneh- 
men und gegen Empfangsbescheinigung Pro- 
ben nach ihrer Auswahl zum Zwecke der 
Untersuchung zu fordern oder zu entnehmen. 
Geschäftliche Aufzeichnungen, Frachtbriefe 
und Bücher, mit Ausnahme von Herstellungs- 
beschreibungen, können eingesehen werden, 
soweit das für die Prüfung der vorschrifts- 
mäßigen Behandlung, Beschaffenheit und 
Kenntlichmachung der Lebensmittel und Be- 
darfsgegenstände, ihrer Herkunft und Ver- 
teilung erforderlich ist und die Besichtigung 
oder das Ergebnis der Probenahme dies als 
geboten erscheinen läßt. Ein Teil der Probe 
ist amtlich verschlossen oder versiegelt zu- 
rückzulassen und für die entnommene Probe 
eine angemessene Entschädigung zu leisten." 

8. § 11 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wer vorsätzlich einem Verbot des § 3, 
des § 4, des § 4 a Abs. 1 und 3, des § 4 b, 
des § 4c Abs. 1 Satz 1, des § 4d oder des 
§ 21 zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis und 
mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen 
bestraft. Ebenso wird bestraft, wer einer nach 
§ 4 c Abs. 1 Satz 2 oder Abs. 2, § 5 Nr. 1 
bis 3 und 6 oder nach § 5 a erlassenen Vor- 
schrift zuwiderhandelt, bei einer nach In- 
krafttreten dieses Gesetzes ergehenden Ver- 
ordnung jedoch nur, wenn sie auf diese 
Strafbestimmungen hinweist." 

9. § 11 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„ (5) Wird die Zuwiderhandlung nach Ab- 
satz 1 fahrlässig begangen, so ist auf Geld- 
strafe und Gefängnis oder eine dieser Stra- 
fen zu erkennen." 

10. In § 16 sind die Worte „Wer der durch § 8 
auferlegten Verpflichtung zuwiderhandelt" 
zu ersetzen durch die Worte „Wer den durch 
§ 5 b Abs. 2 Satz 1 bis 3 oder § 8 auferlegten 
Verpflichtungen zuwiderhandelt". 

11. In § 18 ist Satz 1 wie folgt zu fassen: 

„Wenn im Verfolg der behördlichen Unter- 
suchung von Lebensmitteln oder von Bedarfs- 
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gegenständen eine rechtskräftige strafrecht- 
liche Verurteilung erfolgt, so fallen dem Ver- 
urteilten die durch die Beschaffung und Un- 
tersuchung der Proben, durch Betriebsbesich- 
tigungen und durch die Tätigkeit von Sach- 
verständigen erwachsenen Kosten zur Last, 
soweit sie wegen der Tat entstanden sind, 
deretwegen eine Verurteilung erfolgt." 

12. § 19 wird gestrichen. 

13. In § 20 wird der Absatz 2 gestrichen. Im bis- 
herigen Absatz 1 fällt das Absätzzeichen fort. 

14. Hinter § 20 werden folgende §§ 20 a und 
20 b eingefügt: 

„§20a 

(1) Von den Verboten des § 4 Nr. 2 imd 3, 
der §§ 4 a, 4 b, 4 c Abs. 1 und § 4 d Nr. 1 und 
4 und den nach §§ 4 c, § 5 Nr. 2 bis 7 und 
§ 5 a erlassenen Vorschriften können Aus- 
nahmen im Einzelfall nach Maßgabe der Ab- 
sätze 2 und 3 zugelassen werden. 

(2) Ausnahmen dürfen nur zugelassen 
werden 

1. für Versuche, die unter amtlicher 
Beobachtung durchgeführt werden, 

2. für die Herstellung und Ausgabe 
von bestimmten Lebensmitteln für 
die Sonderverpflegung von Angehö- 
rigen der Bundeswehr, verbündeter 
Streitkräfte, des Bundesgrenzschut- 
zes, der Polizei und von Hilfs- imd 
Notdiensten einschließlich der hier- 
für erforderlichen Versuche. 

(3) In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1 dür- 
fen keine Ausnahmen von den Rechtsvor- 
schriften über die ausreichende Kenntlich- 
machung zugelassen werden. 

§ 20 b 

(1) Zuständig für die Zulassung von Aus- 
nahmen ist der Bundesminister des Innern 
im Einvernehmen mit den Bundesministem 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
und für Wirtschaft. In den Fällen des § 4 c 
Abs. 1 ist ferner das Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Atomkemenergie und 
Wasserwirtschaft herzustellen. Soweit in den 
Fällen des § 20 a Abs. 2 Nr. 2 die Lebens- 
mittel für die Bundeswehr oder verbündete 
Streitkräfte bestimmt sind, ist der Bundes- 
minister für Verteidigung zuständig. 

(2) Die Zulassung einer Ausnahme ist je- 
weils auf längstens zwei Jahre zu befristen. 
Sie kann auf Antrag jeweils um ein Jahr 
verlängert werden, wenn die Voraussetzim- 
gen für die Zulassung fortdauem. Die Aus- 
nahmebewilligung kann aus wichtigem 
Grunde vor Ablauf der Frist widerrufen wer- 
den; hierauf ist bei der Zulassung hinzu- 
weisen." 


15. § 21 erhält folgende Fassung: 

.§ 21 

(1) Lebensmittel und Bedarfsgegenstände 
im Sinne des § 2 Nr. 1, die nicht den in der 
Bundesrepublik geltenden lebensmittelrecht- 
lichen Bestimmimgen entsprechen, dürfen 
nicht in den Geltungsbereich dieses Gesetzes, 
ausgenommen in Zollausschlüsse, verbracht 
werden. Dieses Verbot steht der zollamt- 
lichen Abfertigung nicht entgegen; beson- 
dere gesetzliche Bestimmungen, nach denen 
bestimmte Lebensmittel oder Bedarfsgegen- 
stände beim Verbringen in den Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes auf Einfuhrfähigkeit 
zu untersuchen sind, bleiben unberührt, 

(2) Der Bundesininister des Innern wird 
ermächtigt, im Einvernehmen mit den Bun- 
desministem für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten, für Wirtschaft imd der Finanzen 
durch Rechtsverordnimg mit Zustimmung des 
Bundesrates zur Überwachung des Verbots 
in Absatz 1 Satz 1 vorzuschreiben, daß Le- 
bensmittel und Bedarfsgegenstände im Sinne 
des § 2 Nr. 1, die in den Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes, ausgenommen in Zollausschlüsse, 
verbracht werden, bei der Verbringung von 
dem Einführer den zuständigen Behörden des 
Bestimmungsortes zu melden sind. 

(3) Absatz 1 Satz 1 gilt, unbeschadet des 
§ 3, nicht für 

1. die Durchfuhr, die Zwischenlagenmg 
und das Verbringen von Waren zur 
Veredelimg und Wiederausfuhr unter 
Zollüb erwachimg, 

2. das Verbringen von Waren zum 
eigenen Verbrauch oder Gebrauch 
des Verbringenden im Reiseverkehr 
oder kleinen Grenzverkehr, 

3. Lebensmittel, die in Verkehrsmitteln 
mitgeführt werden und ausschließ- 
lich zur Verpflegung der durch diese 
Verkehrsmittel beförderten Perso- 
nen bestimmt sind, 

4. Geschenksendungen, soweit sie zum 
eigenen Verbrauch oder Gebrauch 
des Empfängers oder in Einrichtim- 
gen des Empfängers bestimmt sind, 
sowie sonstige Sendimgen ziun 
eigenen Verbrauch oder Gebrauch 
des Empfängers, 

5. Warenmuster und Umzugsgut, 

6. Waren, die für diplomatische oder 
konsularische Vertretungen bestimmt 
sind. 

(4) In den nach diesem. Gesetz zu erlassen- 
den Verordnungen dürfen an die aus dem 
Ausland eingeführten Lebensmittel und Be- 
darfsgegenstände keine geringeren Anforde- 
rungen gestellt werden als an gleichartige 
inländische." 
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Artikel 2 

Durch die Vorschrift des Artikels 1 Nr. 7 wird 
das Grundrecht des Artikels 13 des Grundgesetzes 
eingeschränkt. 

Artikel 3 ' 

Alle vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes durch 
Verwaltungsakte bewilligten Ausnahmen von Vor- 
schriften des Lebensmittelgesetzes oder der nach 
§ 5 des genannten Gesetzes erlassenen Rechtsver- 
ordnungen erlöschen spätestens ein Jahr nach der 
Verkündung dieses Gesetzes. 

Artikel 4 

§ 1 Abs. 2 der Verordnung über die Verwendung 
von Zelluloseäthern im Lebensmittelverkehr vom 
18. April 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 240) imd § 17 
Abs. 2 Satz 2 und 3 der Verordnung über Käse, 
Schmelzkäse und Käsezubereitungen (Käseverord- 
nung) vom 2. Juni 1951 (Bundesanzeiger Nr. 110) 
werden aufgehoben. Ausnahmen, die auf Grund 
dieser Bestimmungen durch Verwaltimgsakte be- 
willigt oder durch Runderlasse für zulässig erklärt 
worden sind, erlöschen spätestens ein Jahr nach 
der Verkündung dieses Gesetzes. 

Artikel 5 

(1) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, gemeinsam mit dem Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten die nachste- 
hend auf geführten Vorschriften durch Rechtsver- 
ordmmg mit Zustinmumg des Bundesrates aufzu- 
heben: 

Verordnung über den Verkehr mit Süßstoff vom 
27. Februar 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 336), 

Verordnung über den Handel mit Bienenhonig vom 
22. Oktober 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 1253), 

Verordmmg über den Handel mit Kunsthonig in 
Packungen vom 16. Mai 1941 (Reichsgesetzbl. I 
S. 278), 

Polizeiverordnung über den Verkehr mit Frühlings- 
Lorcheln vom 6. April 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 747), 

Runderlasse, durch die Ausnahmen von den Vor- 
schriften des Lebensmittelgesetzes oder der nach 
§ 5 des genannten Gesetzes erlassenen Rechtsver- 
ordnungen zugelassen oder als unbedenklich erklärt 
worden sind. 

(2) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wird ermächtigt, gemeinsam mit 
dem Bundesminister des Innern die nachstehend 
aufgeführten Vorschriften durch Rechtsverordnimg 
mit Zustimmung des Bundesrates aufzuheben; 

Bekanntmachung über fetthaltige Zubereitungen 
vom 26. Jtmi 1916 (Reichsgesetzbl. S. 589) in der 
Fassung der Verordnung zur Änderung der Mar- 
garine-Bewirtschaftung vom 14. September 1939 
(Reichsgesetzbl. 1 S. 1854), 

Verordnung des Reichspräsidenten zur Förderung 
und Verwendung inländischer tierischer Fette und 
inländischer Futtermittel vom 23. Dezember 1932 
(Reichsgesetzbl. I S. 575), 


Verordmmg über fetthaltige Zubereitungen vom 
22. Mai 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 288). 

Artikel 6 

Soweit in Rechtsvorschriften für einzelne Lebens- 
mittel bestimmte Stoffe oder die Anwendung be- 
stimmter Behandlimgsverfahren ausdrücklich zu- 
gelassen oder eine Ermächtigung zum Erlaß ent- 
sprechender Rechts Verordnungen enthalten ist, blei- 
ben diese Rechtsvorschriften unberührt. 


Artikel 7 

(1) Beim Btmdesministerium des Innern wird eine 
Kommission zur Schaffung eines Lebensmittelbuches 
gebildet. Sie hat die Beurteilungsmerkmale hinsicht- 
lich der Zusammensetzung und der Eigenschaften 
einzelner Lebensmittel oder Gruppen von Lebens- 
mitteln festzustellen und das Ergebnis in Leitsätzen 
zusammenzufassen. Das Lebensmittelbüch wird vom 
Bundesminister des Innern im Einvernehmen mit 
den Bundesministern für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten und für Wirtschaft veröffentlicht. 

(2) Die aus Vertretern der Wissenschaft, der Le- 
bensmittelüberwachung, der Verbraucherschaft und 
der Lebensmittelwirtschaft gebildete Kommission 
wird vom Bundesminister des Innern im Einverneh- 
men mit den Bundesministern für Emährimg, Land- 
wirtschaft und Forsten und für Wirtschaft berufen. 

(3) Der Bundesminister des Innern erläßt nach 
Anhörung der Kommission eine Geschäftsordnung. 
Er beruft ferner den Vorsitzenden und seine Stell- 
vertreter. 

Artikel 8 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechts Verordnungen, die auf Gnmd des Gesetzes 
über den Verkehr mit Lebensmitteln und Bedarfs- 
gegenständen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 17. Januar 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 17) und 
der Verordnung vom 14. August 1943 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 488) oder auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten überleitimgsgesetzes, 

Artikel 9 

(1) Artikel 1 Nr. 5 (mit Ausnahme der durch die- 
ses Gesetz neu eingefügten § 4 b Nr. 1 und 2, § 4 c 
Abs. 2 des Lebensmittelgesetzes), 8 und 9 treten 
ein Jahr nach der Verkündung dieses Gesetzes in 
Kraft. Im übrigen tritt dieses Gesetz am Tage nach 
seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Soweit Lebensmittel bis zum Ablauf eines 
Jahres nach der Verkündung dieses Gesetzes im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes hergestellt oder 
in den Geltungsbereich dieses Gesetzes verbracht 
werden, findet der durch dieses Gesetz neu einge- 
fügte § 4 d des Lebensmittelgesetzes erst nach Ab- 
lauf von zwei Jahren nach der Verkündung dieses 
Gesetzes Anwendtmg. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Das Lebensmittelgesetz von 1927, das in seiner jet- 
zigen Fassung im wesentlichen auf der Novelle von 
1936 beruht, entspricht nicht mehr den heutigen Be- 
dürfnissen. In den letzten 20 Jahren haben die Le- 
bensmittelkunde und die Lebensmitteltechnik ge- 
waltige Fortschritte gemacht. Die Ansprüche an die 
Beschaffenheit sowie an die Aufmachung und Ver- 
packung der Lebensmittel steigen beständig. Das 
Zusetzen chemischer Substanzen, wie Farben und 
Konservierungsmittel zu Lebensmitteln hat stark 
zugenommen. Die fortschreitende Entwicklung der 
Werbetechnik läßt auch für die Kennzeichnung von 
Lebensmitteln immer neue Fragen entstehen, und 
schließlich macht die Notwendigkeit, eine gleich- 
mäßige Handhabung der lebensmittelrechtlichen Be- 
stimmungen durch die Exekutive der Länder sicher- 
zustellen, die Überprüfung zahlreicher Vorschriften 
des geltenden Lebensmittelrechts auf die Präzision 
ihrer Fassung erforderlich. 

Ein weiteres Problem ergibt sich aus der zur Zeit 
noch mangelnden Systematik des in zahlreichen 
Einzelgesetzen und -Verordnungen ungleichmäßig 
gewachsenen Lebensmittelrechts. Neben dem Le- 
bensmittelgesetz, das die allgemeinen Vorschriften 
insbesondere über den Schutz des Verbrauchers 
vor gesundheitlichen Gefahren (§ 3) und vor Täu- 
schung (§ 4) enthält, gibt es noch eine Reihe von 
Spezialgesetzen, wie z, B. das Wein-, das MHch- 
und das Brotgesetz. Manche dieser Gesetze, aber 
nicht alle, enthalten die Vorschrift, daß das Lebens- 
mittelgesetz daneben „unberührt" bleibt. Trotzdem 
ergeben sich Schwierigkeiten für die Anwendung, 
zumal die Strafbestimmungen keineswegs einheit- 
lich sind. 

Erhebliche Unklarheiten bestehen in den lebens- 
mittelrechtlichen Verhältnissen ferner dadurch, daß 
die Möglichkeit, Ausnahmen von den Vorschriften 
des Lebensmittelgesetzes zu bewilligen (§ 20 Abs. 2 
LMG), in den letzten Jahrzehnten, besonders im 
Kriege und in den ersten Nachkriegsjahren, allzu 
großzügig gehandhabt worden ist. 

Dem Gesetzgeber erwächst hiernach die Aufgabe 
einer Neuordnung des gesamten Lebensmittelrechts 
mit dem Ziele einer systematischen Gliederung. Das 
Lebensmittelgesetz muß ergänzt und verdeutlicht 
und es müssen gewisse allgemeine Prinzipien dem 
Lebensmittelgesetz und den Spezialgesetzen zu- 
grunde gelegt werden. Die Spezialgesetze müssen 
auf einen gleichmäßigen und zeitgemäßen Stand 
gebracht und an die Grundsätze des Lebensmittel- 
gesetzes und seiner Strafbestimmungen angepaßt 
werden. Die sehr zahlreichen Ausführungsvor- 
schriften sind nach einheitlichen Grundzügen umzu- 
gestalten und nach dem heutigen Stand wissen- 
schaftlicher Erkenntnisse und praktischer Erfahrun- 
gen der Rechtspflege zu ergänzen, wobei vertret- 
bare technische Fortschritte zu berücksichtigen, un- 
zeitgemäße Mißbräuche auszumerzen sind. 

Die Arbeiten für eine solche grundlegende Reform 
sind im Gange. Bevor sie abgeschlossen werden 


können, müssen noch verschiedene wissenschaft- 
liche Vorarbeiten auf dem Gebiete der Ernährungs- 
physiologie, Pharmakologie und Lebensmittel- 
technologie durchgeführt werden, die der Regelung 
gewisser Spezialprobleme zugrunde zu legen sind. 

Es sind jedoch in der Hauptsache zwei Fragen, die 
vordringlich sind, nämlich der Zusatz von fremden 
Stoffen zu Lebensmitteln und die Neuregelung der 
Voraussetzungen für die Bewilligung von Ausnah- 
men von den Vorschriften des Gesetzes. Mit der 
Regelung dieser beiden Fragen kann nicht bis zur 
Durchführung des Gesamtreformwerkes gewartet 
werden. Die Öffentlichkeit erwartet, daß auch der 
deutsche Gesetzgeber zu dem Fremdstoffproblem 
eine klare Stellung einnimmt. Der Möglichkeit, 
durch Ausnahmebewilligungen das Lebensmittel- 
recht auszuhöhlen, wie das bisher in großem Um- 
fange geschehen ist, muß ein engerer Rahmen ge- 
setzt werden, und gleichzeitig müssen die Voraus- 
setzungen für die Behebung der durch die bisheri- 
gen Bewilligungen entstandenen Rechtsunsicherheit 
geschaffen werden. 

Neben diesen beiden Hauptfragen behandelt der 
vorliegende Entwurf noch einige weitere, die eben- 
falls dringlich sind. Die Schlagkraft der amtlichen 
Lebensmittelüberwachung soll zu;; Verbesserimg 
des Verbraucherschutzes gestärkt werden, ferner 
wird die Geltung des deutschen Lebensmittelrechts 
bei eingeführten und bei auszuführenden Lebens- 
mitteln klargestellt; die Anhörung eines Kreises 
von Sachkennern vor dem Erlaß von Verordnungen 
wird vorgeschrieben, und schließlich soll eine deut- 
sche Lebensmittelbuch-Kommission gebildet werden. 

Der vorliegende Entwurf beruht zu einem großen 
Teil auf dem Entwurf der Bundesregierung aus dem 
Jahre 1956, der bis zum Ablauf der 2. Wahlperiode 
vom Bundestag nicht mehr verabschiedet wurde. 
Zahlreiche Empfehlungen des Bundesrates (vgl. 
Drucksache 2923 der 2. Wahlperiode S. 14 ff.) und 
des Gesundheitsausschusses der 2. Wahlperiode 
(vgl. Drucksachen 3613 und ^3613) sind verwertet 
worden. 


B, Besonderer Teil 
Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 1 LMG) 

Unter Aufgabe der in der Begründung zum LMG 
in der Fassung von 1927 vertretenen Auffassung, 
die heute nicht mehr haltbar ist, werden durch die 
Erweiterung der Begriffsbestimmung Kaugummi 
und ähnliche Zubereitungen dem Lebensmittelge- 
setz unterstellt. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 und 4 (§ 2, § 3 Nr. 2 

Buchstabe a LMG) 

Die Ermächtigung der Nr. 6 in § 2 LMG dürfte im 
Hinblick auf Artikel 129 Abs. 3 GG hinfällig ge- 
worden sein. Die zweifellos notwendige Ergänzung 
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der Aufzählung der Bedarfsgegenstände in § 2 wird 
der späteren umfassenden Revision des Lebens- 
mittelgesetzes überlassen. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 3 Nr. 1 LMG) 

Durch die Änderung soll erreicht werden, daß sich 
dajs Verbot des § 3 Nr. 1 Buchstabe a auf alle Arten 
der Behandlung von Lebensmitteln, also z. B. auch 
auf das Feilhalten, erstreckt, so daß auch insoweit 
eine nähere Regelung durch Verordnung nach § 5 
Nr. 1 möglich wäre. 

Zu Artikel 1 Nr. 5 (§§ 4 a, 4 b, 4 c und 4d LMG) 
Zu § 4a 

Mit Beimruhigung verfolgt die Öffentlichkeit — 
nicht nur in der Bundesrepublik — seit Jahren, daß 
den Lebensmitteln in ständig zunehmendem Maße 
fremde Stoffe, z. B. Farbstoffe imd Konservierungs- 
mittel, zugesetzt werden. Die allgemeine Auffas- 
simg, gestützt auf neuere wissenschaftliche Erkennt- 
nisse, geht dahin, daß die Lebensmittel auf diese 
Weise vielfach nicht nur ihrer Frische und Natür- 
lichkeit beraubt werden, die der Verbraucher er- 
wartet, sondern daß diese Stoffe auch für den 
menschlichen Körper unzuträglich, ja sogar unmit- 
telbar gesundheitsschädlich sein können. 

Gemeinhin gilt die Krebsgefahr als eine Hauptsorge 
gegenüber fremden Stoffen in der Nahrung, insbe- 
sondere seitdem erkannt worden ist, daß die durch 
gelegentliche Zufuhr auch sehr geringer Mengen 
krebserzeugender Stoffe eingeleiteten Reize im 
Körper fortwirken und durch spätere Reizwieder- 
holung sich kumulieren können, bis schließlich die 
Krankheit ausbricht. Die Krebsgefahr ist jedoch 
nicht der einzige Umstand, der in diesem Zusam- 
menhang zu bedenken ist. Die Feststellung der 
wahrscheinlichen Krebsungefährlichkeit eines Stof- 
fes mit den heute bekannten Unter suchungs verfah- 
ren würde deshalb nicht genügen, um einen der- 
artigen Stoff als einen völlig unbedenklichen Le- 
bensmittelzusatz ansehen zu können. 

Auf Grund der angegebenen Besorgnisse ist man in 
zahlreichen Staaten, die ein neuzeitliches Lebens- 
mittelrecht besitzen, dazu gelangt, an Stelle von 
Verboten einzelner Stoffe, die bei der Fülle der 
technisch möglichen Substanzen imd Verfahren 
nicht erschöpfend sein können, den Gebrauch von 
fremden Stoffen allgemein zu unterbinden und sich 
die widerrufliche Zulassung einzelner, eingehend 
geprüfter Substanzen und Verfahren von Fall zu 
Fall vorzubehalten. Man setzt das Verbotsprinzip 
an die Stelle des Mißbrauchprinzips, das mit der 
Entwicklung der chemischen Technik nicht mehr 
Schritt halten kann, und stellt begrenzte positive 
Auswahllisten auf, z. B. für zugelassene Farbstoffe 
und Konservierungsmittel. Im lebensmittelhygieni- 
schen Ausschuß der Westeuropäischen Union, der 
die Bundesrepublik angehört, und in anderen inter- 
nationalen Gremien bemüht man sich darum, eine 
Vereinbarung über gleichmäßige Auswahllisten für 
zulässige Fremdstoffe zu erreichen. 

In der Bundesrepublik hat sich der Gesetzgeber mit 
dem Problem der Fremd stoff Zusätze in Lebens- 


mitteln bisher noch nicht grundsätzlich auseinander- 
gesetzt. Das Lebensmittelge§etz bietet in seiner gel- 
tenden Fassung keine ausreichende Handhabe, die 
mit diesem Problem zusammenhängenden Fragen 
zu lösen. Die Verbotsnorm des § 3 Nr. 1 Buchstabe a 
geht davon aus, daß ein Lebensmittel geeignet ist, 
die menschliche Gesundheit zu „schädigen". Hier- 
nach müßte also bei jedem einzelnen Fremdstoff der 
Nachweis dieser Eigenschaft geführt werden. Das 
ist jedoch bei den meisten dieser Stoffe mit den 
heutigen Untersuchungsmethoden unmöglich, oder 
die Durchführung der Versuche erfordert einen 
Zeitraum von vielen Jahren. Auf der anderen Seite 
ist aber auch der Nachweis der Unschädlichkeit für 
die menschliche Gesundheit vielfach nicht zu füh- 
ren. Es läßt sich nicht voraussehen, wie Fremdstoffe, 
die für sich allein im Tierversuch und bei begrenz- 
ter Dosierung als noch erträglich gelten mögen, und 
damit behaftete Lebensmittel im Lebensmittelver- 
kehr und beim Verzehr mit anderen Stoffen Zusam- 
mentreffen; es läßt sich ferner nicht voraussehen, 
wieweit dabei gegenseitige chemische und physio- 
logische Beeinflussungen eintreten, biologisch be- 
denkliche Reaktionen ausgelöst oder angeregt wer- 
den, Allergien, unklare Verdauungsstörungen, Hem- 
mungen der Darmflora, Beeinträchtigungen in der 
Ausnutzbarkeit der Nahrung, ihrer Wirkstoffe und 
Spurenelemente oder sonstige Mindenmgen des 
körperlichen oder seelischen Wohlbefindens verur- 
sacht werden können. 

Zusätze von fremden Stoffen zu Lebensmitteln 
dürften im allgemeinen als Verfälschungen im 
Sinne des § 4 LMG anzusehen sein. Nach § 4 Nr, 2 
LMG ist es gestattet, derartig verfälschte Lebens- 
mittel „bei ausreichender Kenntlichmachung" in den 
Verkehr zu bringen. Der Zwang zur Kenntlich- 
machung würde es aber nicht verhindern können, 
daß die Nahrung weiterhin in ständig steigendem 
Maße mit fremden Stoffen durchsetzt wird, die von 
vielen Verbrauchern und wissenschaftlichen Sach- 
verständigen abgelehnt werden. Die Möglichkeit 
der gegenseitigen Steigerung mittelbar gesundheit- 
lich ungünstiger Wirkungen durch unberechenbare 
Kumulationen und Kombinationen würde unüber- 
sehbar werden. Durch Rechtsverordnungen nach 
§ 5 Nr. 5 in Verbindung mit § 4 Nr. 2 LMG könnte 
man zwar das Inverkehrbringen auch bei Kenntlich- 
machung verbieten. Dies wäre aber immer nur für 
einzelne Lebensmittel möglich, während es hier um 
den Ausschluß derartiger Stoffe bei Lebensmitteln 
schlechthin geht, lediglich mit der Möglichkeit ge- 
wisser Ausnahmen. 

Die Lösrmg wird vielmehr nur darin gefunden 
werden können, daß in das Lebensmittelgesetz 
neben die bisherigen Bestimmungen der §§ 3 imd 4 
ein grundsätzliches Verbot des Zusetzens aller frem- 
den Stoffe zu Lebensmitteln aufgenommen wird mit 
der Möglichkeit, einzelne solcher Stoffe zuzulassen, 
die für bestimmte Zwecke unentbehrlich sind und 
auch bei strenger Beurteilung gesundheitlich noch 
vertretbar erscheinen. 

Der Entwurf der Bimdesregierung von 1956 nahm 
den Begriff „fremde Stoffe" in das Gesetz selbst 
auf. Der vorliegende Entwurf verwendet statt des- 
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seri den Begriff „Stoffe ohne ernährungsphysiolo- 
gischen Nutzwert", da die Eigenschaft des mangeln- 
den ernährungsphysiologischen Nutzwertes eine 
gemeinsame Eigenschaft derjenigen Stoffe darstellt, 
die hier insbesondere gemeint sind. Als ernäh- 
rungsphysiologischer Nutzwert wird in diesem Zu- 
sammenhang der Eigengehalt an verdaulichen 
Kohlenhydraten (Stärke, Zucker), Fetten oder Ei- 
weiß sowie an Vitaminen und Provitaminen ver- 
standen, wobei es unerheblich ist, ob im Einzelfall 
die Verdaulichkeit erst durch Zubereitung erreicht 
wird. 

§ 4 a Abs. 1 sieht demgemäß vor, daß der Zusatz 
von „Stoffen ohne ernährungsphysiologischen Nutz- 
wert" zu Lebensmitteln bei der Gewinnung, Her- 
stellung oder Zubereitung nur zulässig ist, soweit 
die Stoffe ausdrücklich dafür zugelassen sind. Hier- 
für ist insbesondere der Erlaß von Rechtsverord- 
nungen nach § 5 a vorgesehen. 

Davon werden nun allerdings auch einige ge- 
bräuchliche Lebensmittel betroffen, die nicht aus 
solchen Gründen, wie sie für Farbstoffe, Konservie- 
rungsmittel und ähnliche Stoffe maßgebend sind, 
dem Verbotsprinzip und damit dem Erfordernis 
einer besonderen Zulassimg unterworfen zu wer- 
den brauchen. Diese Stoffe werden in § 4 a Abs. 4 
von dem Zulassungszwang des § 4 a Abs. 1 ausge- 
nommen. Sonstige Rechtsvorschriften, in denen die 
Verwendung dieser Stoffe ohne ernährungsphysio- 
logischen Nutzwert und ihre Kenntlichmachung ge- 
regelt ist oder wird (z. B. Rechtsverordnungen nach 
§ 5 Nr. 5 LMG), werden hierdurch natürlich nicht 
berührt. Ebenso nimmt der Gesetzgeber durch diese 
Sonderregelung nicht dazu Stellung, ob und unter 
welchen Umständen einzelne dieser Stoffe einen er- 
nährungsphysiologischen Nutzwert besitzen können. 

Die Regelung ist auf Lebensmittel beschränkt, die 
dazu bestimmt sind, gewerbsmäßig in den Verkehr 
gebracht oder in Einrichtungen zur Gemeinschafts- 
verpflegung abgegeben zu werden. Sie erstreckt sich 
also nicht auf den hauswirtschaftlichen Bereich. Ob- 
wohl sich dadurch in der Behandlung des Fremd- 
stoffproblems eine Lücke ergibt, wird von der Ein- 
beziehung dieses Bereichs abgesehen, um nicht auch 
nur die Möglichkeit eines behördlichen Eindringens 
in den privaten Bereich des Staatsbürgers und ins- 
besondere der Hausfrau zu bieten. Die Hausfrauen 
vor der Verwendung derartiger Stoffe zu bewah- 
ren, soll der hauswirtschaftlichen Aufklärimg über- 
lassen bleiben; im übrigen werden sie durch das 
Verbot des § 4 d Nr. 4 davor geschützt, daß ihnen 
im Handel verbotene Stoffe angeboten werden. 

Zu § 4b Nr. 1 

Die Verwendung von Antibiotika im Lebensmittel- 
verkehr begegnet ernsten medizinischen Bedenken. 
Sie kann auch in Dosierungen, die im Einzelfalle 
für eine unmittelbar erweisliche pharmakologische 
Wirkung noch „unterschwellig" sein mögen, u. a. 
Allergien erzeugen, die symbiotisch wichtigen 
Keime der Mund- und Darmflora schädigen oder die 
Bildung von Stämmen von Krankheitserregern be- 
günstigen, die im Falle einer Erkrankung der zur 
Lebensrettung nötigen Therapie trotzen. 


Zu § 4b Nr. 2 

Die zur Mästung dienenden Hormone und hormon- 
ähnlich wirkenden Stoffe werden unter der Haut 
des Geflügels deponiert. Da die I>epotstoffe nur all- 
mählich abgebaut werden, ist keine Gewähr gege- 
ben, daß sie zum Zeitpunkt der Schlachtung bereits 
resorbiert sind. Der Verzehr nicht völlig abgebau- 
ter Depots hat bereits zu Gesundheitsschädigungen 
geführt. 

Zu § 4b Nr. 3 

Die Erfordernisse der Erntesicherung und der Vor- 
ratshaltung gestatten es bei dem heutigen Stand 
der Technik noch nicht, auf die Bekämpfung tie- 
rischer und pflanzlicher Schädlinge mit solchen Mit- 
teln gänzlich zu verzichten, die für die menschliche 
Gesundheit unzuträglich sind. Sie sind nicht dazu 
bestimmt, im Lebensmittel bis zum Zeitpunkt des 
Verzehrs zu bleiben, doch geschieht es häufig, daß 
Reste dieser Stoffe den Lebensmitteln anhaften. 
Wenn die Reste die zulässigen Höchstmengen (siehe 
§ 5 a Abs. 1 Nr. 4) überschreiten, müssen die Le- 
bensmittel vom Verkehr ausgeschlossen sein. 

§ 4b Nr. 4 

soll verhindern, daß verbotene Stoffe auf dem Wege 
über Bedarfsgegenstände auf oder in Lebensmittel 
gelangen oder gebracht werden, beispielsweise 
durch Verdunsten aus Papier, das mit den Stoffen 
getränkt ist. Ebenso soll verhindert werden, daß 
Fische mit Eis konserviert werden, dem verbotene 
Stoffe zugesetzt sind. 

Zu § 4 c 

Während die §§ 4 a und 4 b die Verwendung der 
dort näher bezeichneten Stoffe bei Lebensmitteln 
regeln, bezieht sich § 4 c auf die physikalischen 
Verfahren der Behandlung von Lebensmitteln, die 
in diesem Zusammenhang einer gesetzlichen Rege- 
lung bedürftig erscheinen. 

Es sind Verfahren entwickelt worden, wonach Le- 
bensmittel durch Behandlung mit ionisierenden oder 
ultravioletten Strahlen konserviert werden können. 
Jedoch ist noch nicht abschließend geklärt, inwie- 
weit so behandelte Lebensmittel nachteilige Eigen- 
schaften annehmen können. Bei dieser Sachlage ist 
es erforderlich, die Verwendung solcher Strahlen 
zunächst einem vorsorglichen Verbot zu unterwer- 
fen. Der Bundesminister des Innern soll jedoch er- 
mächtigt sein, im Einvernehmen mit den beteilig- 
ten anderen Bundesministern einzelne solcher Be- 
handlungsverfahren durch Rechts Verordnung aus- 
drücklich zuzulassen, soweit imbedenkliche Anwen- 
dungsbedingungen im weiteren Fortschritt der wis- 
senschaftlichen und technischen Untersuchungen ge- 
klärt sind, und vorzuschreiben, wie die so behan- 
delten Lebensmittel kenntlich zu machen sind (Ab- 
satz 1). Unbedenklich ist z. B. die Bestrahlung von 
Milch mit ultravioletten Strahlen, wenn sicherge- 
stellt ist, daß eine bestimmte Dosierung nicht über- 
schritten wird. 

Bei allen anderen physikalischen Verfahren der Be- 
handlung von Lebensmitteln soll das Mißbrauchs- 
prinzip Anwendung finden. Hierzu gehören zu- 
nächst alle diejenigen, deren übliche Anwendung 
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nach wissenschaftlicher Erkenntnis und nach der 
allgemeinen Verkehrsauffassung zweifelsfrei nicht 
den Bedenken unterliegt, die für die Beurteilung 
des Zusatzes von fremden Farbstoffen, Konservie- 
rungsmitteln, Antioxydantien, .antibiotischen Stof- 
fen usw. in Betracht gezogen werden müssen. Dies 
trifft u. a. zu für das küchentechnisch übliche 
Kochen, Braten, Backen, Dünsten, Rösten, Kühlen. 
Die Ermächtigung des - Absatzes 2 wird es jedoch 
beispielsweise ermöglichen, gewisse technische 
Fetterhitzungs verfahren zu verbieten, bei denen un- 
verdauliche und gesundheitlich bedenkliche Poly- 
merisationsprodukte entstehen. 

§ 4 d Nr, 1 und 2 

enthalten die notwendigen Ergänzungen zu den 
Verbotsnormen der §§ 4 a, 4 b und 4 c. 

Immer weitere Kreise der Verbraucher neigen da- 
zu, eine natürliche oder besonders naturnahe Kost 
zu wählen. Die Verbraucher erwarten fremde Stoffe 
am wenigsten in solchen Lebensmitteln, die ihnen 
unter ausdrücklichem Hinweis auf Reinheit, natür- 
liche oder naturnahe Eigenschaften oder als für Kin- 
der, Kranke oder Genesende besonders geeignet 
angeboten werden. Das Verbot des § 4 d Nr. 3 soll 
dem Rechnung tragen. Daß in einzelnen Fällen diä- 
tetische Lebensmittel wegen einer besonderen 
Zweckbestimmung fremde Stoffe enthalten müssen 
(beispielsweise Süßstoffe in diätetisdien Lebens- 
mitteln für Zuckerkranke), ist dabei berücksichtigt. 

Im Interesse der Gesundheitsförderung und der 
vollständigen Aufklärung des Verbrauchers für 
seine Entscheidung beim Erwerb von Lebensmitteln 
wird es von weiten Kreisen der Öffentlichkeit ge- 
fordert, daß demjenigen ein werbend wirkender 
Hinweis auf die Reinheit seines Erzeugnisses frei- 
stehen soll, der auch ohne Verwendung fremder 
Stoffe ein ansprechendes Lebensmittel herzustellen 
vermag. Während das Lebensmittelgesetz noch in 
den Fassungen von 1927 und 1936 von der An- 
nahme ausging, das unverfälschte Lebensmittel sei 
das normale Erzeugnis, haben sich die Verhältnisse 
im Laufe der Jahrzehnte zum Teil umgekehrt. Als 
Antwort auf diese Entwicklung fordert der Ver- 
braucher, daß ihm seine Kauf wähl durch ausdrück- 
liche Hinweise auf fremdstoffreie Lebensmittel er- 
leichtert werde. Wenn ein Lebensmittel, das mit 
einem Gehalt an Fremdstoffen in Verkehr gebracht 
werden darf, tatsächlich ohne Fremdstoffe herge- 
stellt worden ist, so ist ein Hinweis auf diese Eigen- 
schaft rechtlich unbedenklich. Es konnte deshalb 
davon abgesehen werden, dies im Gesetz auszu- 
sprechen. 

§4dNr.4 

soll die Verbraucher, insbesondere die Hausfrauen, 
davor schützen, daß ihnen unzulässige Mittel zur 
hauswirtschaftlichen Verwendung bei Lebensmitteln 
angeboten werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 6 (§§ 5 a, 5 b, 5 c und 5 d LMG) 
Zu § 5a Abs. 1 

Von den nach § 4 a Abs. 1 grundsätzlich verbotenen 
Stoffen werden nur solche zuzulassen sein, die 
einerseits beim heutigen Stand der Versorgungs- 
lage und der Technik noch nicht völlig entbehrt 


werden können und die andererseits bei strenger 
pharmakologischer Prüfung noch vertretbar erschei- 
nen. Die Listen der zugelassenen Stoffe werden so 
knapp wie möglich zu halten sein, um die oben er- 
wähnten Gefahren unberechenbarer Nebenwirkun- 
gen beim Zusammentreffen solcher Stoffe im Kör- 
per zu verringern, und sollen sich in erster Linie 
an die Empfehlungen der lebensmittelhygienischen 
Kommissionen der Deutschen Forschungsgemein- 
schaft anlehnen, die auch im Ausland anerkannt 
sind und in den Erörterungen über international ab- 
zustimmende Zulassungslisten maßgeblich herange- 
zogen werden. Die Ermächtigung, die Zulassung der 
einzelnen Stoffe auf bestimmte Lebensmittel zu be- 
schränken, soll es ermöglichen, entsprechend den 
Forderungen der Deutschen Forschungsgemein- 
schaft, sogenannte Hauptlebensmittel von zugelas- 
senen Stoffen weitgehend freizuhalten. Als solche 
Hauptlebensmittel („staple food" im internationalen 
Sprachgebrauch), die der Verbraucher täglich be- 
nötigt und in berechtigter Erwartung als natürlich 
oder weitgehend naturbelassen erwirbt, kann man 
nach den deutschen Verzehrsgewohnheiten in er- 
ster Linie ansehen: Brot und Mehl, Milch und Milch- 
erzeugnisse, Butter und Käse, Speisefette und 
Speiseöle, • Fleisch und Fleischerzeugnisse, rohen 
und geräucherten Fisch, frische Eier, rohes Gemüse 
und rohes Obst. Ohne daß der Schutz des Verbrau- 
chers in Frage gestellt werden darf, wird bei der 
Zulassung derartiger Stoffe auch auf technische und 
wirtschaftspolitische Gesichtspunkte Bedacht zu 
nehmen sein; deshalb werden die entsprechenden 
Bundesressorts am Erlaß solcher Verordnungen be- 
teiligt (Nr. 1 und 2) 

Das Stempeln und Bedrucken der Oberfläche von 
Lebensmitteln (z. B. Fleisch bei der Fleischbeschau, 
Käserinde), das Färben der Schale von Ostereiern 
und das Färben, Stempeln und Bedrucken von Le- 
bensmittelüberzügen und Verpackungsmitteln ist 
nicht ein Färben der Lebensmittel im eigentlichen 
Sinne. Es kann jedoch die Möglichkeit nicht ausge- 
schlossen werden, daß die hierzu verwendeten 
Stoffe unbeabsichtigt zum Verzehr gelangen. Des- 
halb soll Nr. 3 die Möglichkeit bieten, hierfür nur 
solche Farbstoffe zuzulassen, die keinen gesund- 
heitlichen Bedenken begegnen. 

Die Anwendung vcfli Mitteln für den Pflanzenschutz, 
den Vorratsschutz und die Schädlingsbekämpfung 
bei Lebensmitteln ist unter den heutigen Versor- 
gungsverhältnissen unentbehrlich. Im Hinblick auf 
die Überlegungen, die zur Einführung des § 4 a 
nötigen, wird man das Verbleiben von Resten die- 
ser Mittel — in der Größenordnung von etwa einem 
Tausendstel dessen, was an zugelassenen Konser- 
vierungsmitteln noch erträglich erscheinen würde 
— nur dann als duldbar und nicht als eine verbo- 
tene Anwendung von Fremdstoffen ansehen dürfen, 
wenn die Restmengen einen äußerst geringen, nach 
eingehender wissenschaftlicher Prüfung noch als un- 
bedenklich geltenden Wert nicht überschreiten. 
Nr. 4 gibt die Ermäditigung, solche Grenzwerte 
festzusetzen. 

Wie in der Begründung zu § 4 a bereits ausgeführt 
wurde, ist der Zusatz von Farbstoffen, Konservie- 
rungsmitteln usw. als ein Fall von Verfälschung an- 
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Zusehen, der regelmäßig der ausreichenden Kennt- 
lichmachung bedarf. Das entspricht auch den Forde- 
rungen sowohl weitester Verbrauchorkreise, die 
darauf bestehen, über die Eigenschaften der Le- 
bensmittel unterrichtet zu werden, die ihnen ange- 
boten werden, als auch der Arzte. 

§ 5a Abs. 2 

gibt die Grundlage für die Kenntlichmachung zuge- 
setzter Stoffe. In den Verordnungen wird die Form 
dieser Kenntlichmachung vorzuschreiben sein. Bei 
dem Zusatz gewisser unbedenklicher, zur Verarbei- 
tung der Lebensmittel dienlicher Stoffe kann es u. U. 
vertretbar erscheinen, von einer Kenntlichmachung 
abzusehen, wenn damit keine gesundheitliche Ge- 
fahr verbunden und wenn es ausgeschlossen ist, 
daß der Verbraucher beim Unterlassen einer Kennt- 
lichmachung in seinen Erwartungen getäuscht wer- 
den könnte. Lediglich in diesem Sinne ist es zu ver- 
stehen, daß der Entwurf in § 5 a Abs, 2 eine Kann- 
Vorschrift und nicht eine Muß-Vorschrift vorsieht. 

Zu § 5b 

Das deutsche Lebensmittel recht dient dem Schutze 
des deutschen Verbrauchers. Wenn auch der Ge- 
danke einer Angleichung der lebensmittelrecht- 
lichen Bestimmungen aller Länder immer mehr Bo- 
den gewinnt und besonders für die Länder der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft bald aktuelle 
Bedeutung haben wird, so ist doch nicht außer acht 
zu lassen, daß es zahlreiche Länder mit besonderen 
klimatischen Bedingungen oder eigenen Verzehrs- 
gewohnheiten gibt, und daß diese ein von dem 
deutschen abweichendes Lebensmittelrecht besitzen. 
Diese Länder dürfen dem deutschen Exporteur nicht 
verschlossen werden. Daher sollen eine Reihe von 
Verbotsbestimmungen des Lebensmittelgesetzes, die 
dem Schutz des Verbrauchers dienen, auf Lebens- 
mittel und Bedarfsgegenstände, die zum Export be- 
stimmt sind, keine Anwendung finden. Insofern sind 
also lediglich die Vorschriften des Empfangslandes 
maßgebend. Der Entwurf sagt dies ausdrücklich, um 
nicht den Eindruck aufkommen zu lassen, als ob der 
deutsche Lebensmittelexporteur von jeder recht- 
lichen Bindung frei sein soll (Absatz 1). Es muß je- 
doch sichergestellt sein, daß solche Waren auch tat- 
sächlich exportiert und nicht unzulässigerweise im 
Inland in eien Verkehr gebracht werden. Das soll 
durch das in Absatz 2 vorgesehene Meldeverfahren 
erreicht worden. 

§5c 

soll die bisherige Ermächtigung in § 20 Abs. 2 
Nr. 3 ersetzen, die durch ihre Fassung einer Durch- 
löcherung des deutschen Lebensmittelrechts stark 
Vorschub geleistet hat. Durch die verschärfte Fas- 
sung soll klar zum Ausdruck kommen, daß die Er- 
mächtigung sich nur auf dringende Notfälle be- 
schränkt, wie z. B. im Verteidigungsfalle, bei grö- 
ßeren Mißernten oder Katastrophen. Da in solchen 
Fällen im allgemeinen größte Eile geboten ist, wird 
von der Beteiligung des Bundesrates abgesehen. 
Die Form der Rechtsverordnung sowie die Befri- 
stung der Geltungsdauer soll ebenfalls dazu die- 
nen, die Mängel des bisherigen Verfahrens zu ver- 
meiden. 


§5d 

stellt eine zeitgemäße Abwandlung einer früheren 
Bestimmung in § 6 des LMG in der Fassung 
von 1927 dar, die die Anhörung des Reichsgesund- 
heitsrates, verstärkt durch Sachverständige aus den 
Kreisen der Erzeuger, der Händler, der Verbraucher 
und der Fachwissenschaft, vorschrieb. Die Vor- 
schrift wurde 1935 gestrichen, weil sie sich in der 
damaligen Fassung nicht bewährt hatte; der Reichs- 
gesundheitsrat war bei seiner Größe in seiner Ar- 
beitsweise zu schwerfällig und umfaßte anderer- 
seits doch nicht die genügende Zahl fachkundiger 
Mitglieder. 

Zu Artikel 1 Nr. 7 (§ 6 LMG) 

Die bisher in § 6 Abs. 1 enthaltenen Worte „wäh- 
rend der Arbeit s- oder Geschäftszeit" hatten zu 
Zweifeln geführt, ob damit die tatsächliche Arbeits- 
zeit in dem Betrieb oder die am Betriebsorte gel- 
tende allgemeine Geschäftszeit gemeint war. Durch 
die Streichung der Zeitangabe wird klargestellt, daß 
die Lebensmittelpolizei, wie ihre Aufgabe zum 
Schutze des Verbrauchers es erfahrungsgemäß er- 
fordert, die der Lebensmittelkontrolle unterworfe- 
nen Betriebe auch außerhalb der allgemeinen Ge- 
schäftszeit betreten darf, wenn in ihnen gearbeitet 
wird. 

Ein weiterer Mangel der bisherigen Fassung be- 
steht darin, daß das Betretungsrecht sich nicht auf 
die Geschäftsräume erstreckt. Da hierdurch die Le- 
bensmittelüberwachung stark behindert werden 
kann, soll die Lücke ausgefüllt werden. 

Der Einblick in Geschäftspapiere usw. ist notwen- 
dig, um die Herkunft und die Verteilung von be- 
anstandeten Lebensmitteln schneller ermitteln und 
dadurch das Inverkehrbringen beanstandeter Er- 
zeugnisse an weiteren Stellen besser verhindern zu 
können. In § 2 des Weingesetzes ist eine entspre- 
chende Ermächtigung bereits seit 1930 enthalten. 

Siehe auch die Begründung zu Artikel 2. 

Zu Artikel 1 Nr. 8 und 9 (§ 11 LMG) 

Der Strafschutz ist auf die Vorschriften über den 
Zusatz von verbotenen Stoffen und auf verbotene 
Behandlungsverfahren auszudehnen. 

Die Frage, ob und ggfs, inwieweit einzelne Straf- 
bestände des Lebensmittelgesetzes als Ordnungs- 
widrigkeiten zu ahnden sind, ist noch nicht ab- 
schließend geprüft. Ihre Beantwortung wird der ge- 
planten umfassenden Reform des Lebensmittelge- 
setzes vorzubehalten sein. 

Auch eine andere wichtige Aufgabe in diesem Zu- 
sammenhang, nämlich die Vereinheitlichung des 
Strafrahmens in den verschiedenen lebensmittel- 
rechtlichen Spezialgesetzen, kann erst in einem 
späteren Stadium der Reform des Lebensmittel- 
rechts in Angriff genommen werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 10 (§ 16 LMG) 

Die Strafbestimmung des § 16 wird auf die Tat- 
bestände des neuen § 5 b Abs. 2 ausgedehnt. 
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Zu Artikel 1 Nr. 11 (§ 18 LMG) 

Die Ergänzung ist notwendig, weil den Behörden 
der Lebensmittelüberwachung durch die Aufdek- 
kung und Verfolgung einer Straftat noch andere 
Kosten erwachsen können, als bislang in § 18 an- 
gegeben war. Andererseits erfordert es die Billig- 
keit, daß den Verurteilten nur diejenigen Kosten 
auferlegt werden, die sich auf Taten beziehen, 
deretwegen eine Verurteilung erfolgt ist, nicht 
auch auf solche, hinsichtlich deren keine Anklage 
erhoben worden oder ein Freispruch ergangen ist. 
Dadurch wird § 18 dem § 465 StPO angeglichen. 

Zu Artikel 1 Nr. 12 (§ 19 LMG) 

Der § 19 LMG ist bereits durch § 3 des Fünften 
Gesetzes zur Änderung des Finanzausgleichs vom 
21. Februar 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 391) gegen- 
standslos geworden, wonach die dort genannten 
Geldstrafen der Reichskasse gebühren. Im übrigen 
ist eine derartige Vorschrift auch schon deswegen 
abzulehnen, weil sie geeignet ist, das Vertrauen 
der Öffentlichkeit in die Objektivität der Lebens- 
mitteluntersuchungsanstalten zu untergraben, die 
in den Verdacht geraten könnten, daß sie nach 
Beanstandungsmöglichkeiten suchen, um ihre finan- 
zielle Lage zu verbessern. 

Zu Artikel 1 Nr. 13 und 14 (§§ 20 a und 20 b LMG) 
Die Voraussetzungen für die Zulassung von Aus- 
nahmen von den Vorschriften des Lebensmittel- 
gesetzes und den auf Grund des Gesetzes erlasse- 
nen Verordnungen bedürfen dringend einer Neu- 
regelung. Der bisherigen Fassung der Nr. 1 bis 3 
des § 20 Abs. 2 mangelt die erforderliche Bestimmt- 
heit; sie hat in der Praxis der vergangenen Jahre 
zu einer sehr ungleichmäßigen Anwendung geführt. 
Ein weiterer Mangel der bisherigen Bestimmungen 
besteht darin, daß sie keine zeitliche Begrenzung 
für die einzelnen Ausnahmezulassungen vorsehen. 

Zu § 20 a 

Der bisherige § 20 Abs. 2 sah Ausnahmen „von den 
Vorschriften dieses Gesetzes", also theoretisch von 
sämtlichen Vorschriften des Gesetzes vor. In Wirk- 
lichkeit handelte es sich nur um die Zulassung von 
Ausnahmen von den §§ 3 und 4 des Gesetzes. In 
dem neuen § 20 a werden die Bestimmungen, von 
denen Ausnahmen zugelassen werden können, ein- 
zeln aufgeführt. Ausnahmen von den Verboten des 
§ 3 sind nicht vorgesehen, da dies im Hinblick auf 
den Gesundheitsschutz des Verbrauchers nicht ver- 
tretbar erscheint. Wie bisher besteht kein Rechts- 
anspruch auf die Zulassung von Ausnahmen. 

Nach § 20 Abs. 2 der bisherigen Fassung konnten 
Ausnahmen zugelassen werden a) für Versuche, 
b) für Exportwaren, c) „in sonstigen Fällen vorüber- 
gehend, soweit die Wirtschaftslage es erfordert". 
Die Ausnahmeregelung für Exportwaren findet sich 
jetzt in dem neuen § 5 b, die für den Versorgungs- 
notstand in § 5 c, beide können daher hier ent- 
fallen. 

Bei der Zulassung von Ausnahmen für Versuche 
(Absatz 2 Nr. 1) werden Auflagen vorzusehen sein, 
die sicherstellen, daß der Charakter eines wirk- 
lichen Versuches, d. h. eines begrenzten und aus- 


reichend überwachbaren Vorgangs, gewahrt bleibt, 

' Solche Auflagen können sich u. a. auf die Begren- 
; zung der Menge des Versuchserzeugnisses oder 
seiner Verbreitung in bestimmten Absatzgebieten, 

I auf Umfang, Inhalt und Form der Versuchsberichte 
! und den Nachweis des Verbleibs der Versuchs- 
I erzeugnisse beziehen. In die Überwachung der Ver- 
suche und die Beurteilung der Versuchsergebnisse 
wird das Bundesgesundheitsamt eingeschaltet wer- 
den können, insbesondere, um vergleichende Über- 
sichten zu sammeln, aus deren Auswertung sich er- 
gibt, ob das Versuchsergebnis eine Änderung der 
bestehenden Rechtsvorschriften rechtfertigt. 

Für die Zusammensetzung, Stückelung und Kenn- 
zeichnung von sogenannten Eisernen Portionen 
und anderen besonderen Verpflegungsarten können 
Zulassungen erforderlich werden, die von den für 
den allgemeinen Lebensmittelverkehr geltenden 
Bestimmungen abweichen (Absatz 2 Nr. 2). 

Bei der Zulassung von Ausnahmen für Versuche 
soll es künftig ausgeschlossen sein, solche Ausnah- 
men auf die Vorschriften über die ausreichende 
Kenntlichmachung zu erstrecken. Der Staatsbürger 
hat auch bei Versuchen einen Anspruch darauf, zu 
erfahren, was ihm angeboten wird (Absatz 3). 

j Zu § 20 b 

j Die Bundesregierung hatte die Auffassung vertre- 
ten, daß die Zuständigkeit des früheren Reichs- 
I ministers des Innern zum Erlaß der in § 20 Abs. 2 
LMG vorgesehenen Verwaltungsakte gemäß Arti- 
kel 129 Abs. 1 Satz 1 GG auf den Bundesminister 
des Innern übergegangen sei. In einem von ihr ein- 
geleiteten Verfahren gemäß Artikel 129 Abs. 1 
Satz 2 GG beschloß der Bundesrat in seiner 127. 
Sitzung am 23. Juli 1954, sein Einvernehmen nicht 
zu erklären. Gegenüber dem Hinweis der Bundes- 
regierung, daß die hier in Frage kommenden Ver- 
waltungsakte wegen ihres überregionalen Charak- 
ters nur von einer Stelle im Bundesgebiet erlassen 
I werden könnten, die den Überblick über die Ver- 
I hältnisse in allen Teilen des Bundesgebietes habe, 

' vertrat der Bundesrat die Ansicht, die zutage ge- 
tretenen Unterschiedlichkeiten in der Verwaltungs- 
praxis seien nicht so erheblich, daß sie den Zweck 
des Lebensmittelgesetzes in Frage stellen könnten; 
es bestehe ferner zwischen den Bundesländern Ein- 
vernehmen darüber, daß die von einem jeden 
Lande getroffenen Entscheidungen in der ganzen 
Bundesrepublik gelten und daher gegenseitig an- 
zuerkennen seien, und schließlich könne die ge- 
botene Einheitlichkeit der Verwaltungspraxis der 
Länder durch allgemeine Verwaltungsvorschriften 
der Bundesregierung mit Zustimmung des Bundes- 
rates sichergostellt werden. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß in den 
in § 20 a Abs. 2 behandelten Fällen die Zuständig- 
keit bei dem Bundesminister des Innern gemeinsam 
mit den Bundesministern für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten und für Wirtschaft und, soweit 
es sich um die Bundeswehr und verbündete Streit- 
kräfte handelt, bei dem Bundesminister für Vertei- 
digung liegen muß. 

Eine Zersplitterung der Ermächtigung zu Ausnahme- 
zulassungen für Versuche auf 11 verschiedene Län- 
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der würde u. a. dazu führen, daß ein Antragsteller, 
der in einem Lande mit seinem Antrag abgewiesen 
wurde, sidi in einem zweiten Lande die Zulassung 
doch verschafft und dadurch die ablehnende Ent- 
scheidung des ersten Landes durchkreuzt. Um die 
Freizügigkeit des Warenverkehrs im einheitlichen 
Rechts- und Wirtschaftsgebiet der Bundesrepublik 
zu bewahren, ist es notwendig, daß die überregio- 
nalen Versucfaszulassungen, die für das ganze Bim- 
desgebiet gelten sollen, von einer Stelle erteilt 
werden. Die Fragen der Herstellung von bestimm- 
ten Lebensmitteln für die Sonder Verpflegung der 
Bundeswehr und in Anlehnung an deren Erfahrun- 
gen auch für Polizeieinheiten und besondere Ar- 
beitsgruppen werden ebenfalls am besten jeweils 
von einer Stelle beurteilt. Da die hier in Rede ste- 
henden Verwaltungsakte von Fall zu Fall einer 
besonderen Beurteilung der individuellen Um- 
stände bedürfen, ist es nicht möglich, die zur wirk- 
samen Handhabung unerläßlich notwendige Einheit 
der Verwaltungspraxis durch den Erlaß allgemeiner 
Verwaltungsvorschriften zu sichern. Bei Ausnahme- 
genehmigungen für Versuche wird vor dem Erlaß 
eines solchen Verwaltungsaktes dem örtlich zustän- 
digen Landesressort Gelegenheit zu eingehender 
Stellungnahme gegeben werden. 


Zu Artikel 1 Nr. 15 (§ 21 LMG) 

Da die Ernährung der Bevölkerung der Bundes- 
republik nicht allein aus den Erzeugnissen des eige- 
nen Bodens sichergestellt werden kann, gewinnt 
die Einfuhr von Lebensmitteln eine immer größere 
Bedeutung. So können Lebensmittel in das Bundes- 
gebiet gelangen, die nicht unseren lebensmittel- 
rechtlichen Bestimmungen entsprechen. Jeder, der 
solche Lebensmittel im Inland in den Verkehr 
bringt, unterliegt dabei den Vorschriften des Le- 
bensmittelgesetzes und den sonstigen lebensmittel- 
rechtlichen Bestimmungen. 

Wenn es schon bisher in § 21 hieß, daß in den nach 
§ 5 zu erlassenden Verordnungen an die aus dem 
Ausland eingeführten Lebensmittel und Bedarfs- 
gegenstände keine geringeren Anforderungen ge- 
stellt werden dürfen als an gleichartige inländische, 
so kam darin bereits der Gedanke zum Ausdruck, 
daß nur Lebensmittel und Bedarfsgegenstände ein- 
geführt werden sollten, die den deutschen lebens- 
mittelrechtlichen Bestimmungen entsprechen. Durch 
den Satz 1 des neu eingefügten Absatzes 1 soll dies 
ausdrücklich normiert werden. 

Bei einigen Lebensmitteln, wie insbesondere Fleisch 
und Wein, findet bereits an der Grenze in Verbin- 
dung mit der Zollabfertigung eine Prüfung der Ware 
auf ihre leb ensmittel rechtliche Einfuhrfähigkeit statt. 
Erzeugnisse dieser Art, die den deutschen Gesetzen 
nicht entsprechen und daher nicht einfuhrfähig sind, 
werden von der Einfuhr zurücfcgewiesen und er- 
reichen gar nicht das Bundesgebiet. Unter der gro- 
ßen Zahl von Lebensmitteln und Bedarfsgegenstän- 
den, die ohne eine solche Beschau die Grenze pas- 
.sieren, befinden sich aber immer wieder zahlreiche, 
die in der einen oder anderen Hinsicht nicht den 
deutschen lebensmittelrechtlichen Vorschriften ent- 
sprechen. Sie werden von den Importeuren im In- 


land an ihre Abnehmer verteilt und — wenn über- 
haupt — erst bei diesen, meist erst bei dem Einzel- 
händler von der Lebensmittelüberwachung erfaßt. 

I Die Überwachung von Importwaren bietet zahl- 
reiche Schwierigkeiten. Es gibt Importeure, die 
überhaupt kein eigenes Lager besitzen, sondern die 
Importwaren sofort nach dem Grenzübergang un- 
mittelbar an ihre Abnehmer weiterleiten. Andere 
erhalten Sendungen zu ganz unregelmäßigen Zei- 
ten, so daß die Erfassung auch bei laufender Stich- 
probenentnahme sehr gering ist. Endlich gibt es 
auch Importbetriebe für Waren der verschiedensten 
Art, die nur gelegentlich einmal auch Lebentoittel 
importieren und die von der Lebensmittelüber- 
wachung überhaupt nicht erfaßt sind. Gerade solche 
Importe sind am bedenklichsten, da sie meist durch 
fachunkundige Personen erfolgen. 

Es läge nahe, für alle Lebensmittel eine Einfuhr- 
untersuchung an der Grenze vorzusehen. Solche 
Überlegungen wurden schon von den Schöpfern des 
Lebensmittelgesetzes von 1927 angestellt. Es hieß 
hierzu in der damaligen amtlichen Begründung: 

„Indessen läßt sich nicht verkennen, daß mit der 
ausnahmslosen Untersuchung der Lebensmittel 
an der Grenze eine wesentliche Erschwerung, Ver- 
langsamung und Verteuerung der Einfuhr ver- 
bunden sein würde, die unter den gegenwärtigen 
Verhältnissen schwer zu ertragen wäre. Die vor- 
handenen Lebensmitteluntersuchungsanstalten 
würden die damit verknüpfte Mehrbelastung 
kaum bewältigen können, und die Errichtung 
neuer Laboratorien wäre unter den heutigen Ver- 
hältnissen kaum möglich." 

Diese Sätze besitzen auch heute noch Gültigkeit. 

Die Schaffung einer allgemeinen Lebensmittel- 
Einfuhruntersuchung an der Grenze setzt erhebliche 
organisatorische und finanzielle Vorbereitungen 
voraus. Es erscheint aber möglich, die bestehenden 
Verhältnisse bereits dadurch wesentlich zu verbes- 
sern, daß den Importeuren die Verpflichtung auf- 
erlegt wird, alle Importsendungen beim überschrei- 
ten der Grenze eien Lebensmittelüberwachungs- 
behörden des Bestimmungsortes der Ware zu mel- 
den. Dadurch werden diese in die Lage versetzt, die 
eingeführten Waren alsbald nach dem Eintreffen 
darauf zu kontrollieren, ob sie im Inland verkehrs- 
fähig sind. Es liegt auf der Hand, daß dadurch eine 
erhebliche Vereinfachung der Überwachung impor- 
tierter Lebensmittel erreicht wird, die so an einer 
Stelle erfaßt werden können, während ihre Erfas- 
sung nach ihrer Weit er Verteilung an Groß- und 
Einzelhändler eine große Zahl von Behörden in 
Anspruch nehmen und unter Umständen überhaupt 
nicht erfolgen würde. Der Entwurf sieht demgemäß 
in Absatz 2 vor, daß dieses Melde verfahren durch 
Rechtsverordnimg eingeführt und im einzelnen 
näher geregelt werden kann. Die Ermächtigung 
nach § 5 Nr. 6 reicht hierfür insofern nicht aus, als 
hiernach nur Regelungen für bestimmte Lebens- 
mittel getroffen werden können. Es mag noch er- 
wähnt werden, daß die von den Importeuren er- 
stattete Meldung den Behörden lediglich die Mög- 
lichkeit des Tätigwerdens nach ihrem Ermessen ge- 
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ben soll. Sie soll die Behörden nicht zu einem Ein- 
schreiten in jedem Falle verpflichten. 

Nach § 74 Abs. 2 des Zollgesetzes vom 20. März 
1939 in der Fassung des Vierten Zolländerungs- 
gesetzes vom 10. September 1957 (Bundesgesetzbl. ! 
S. 1331) lehnt die Zollstelle den Zollantrag ab, wenn 
Verbote für den Warenverkehr die Einfuhr der 
V/are nicht zulassen. Da die Vorschrift des Absat- 
zes 1 Satz 1 in § 21 ein solches Einfuhrverbot dar- 
stellt, würde die Zollbehörde bei jedem einzelnen 
Import von Lebensmitteln oder Bedarfsgegenstän- 
den zu prüfen haben, ob die Ware den in der Bun- 
desrepublik geltenden lebensmittelrechtlichen Be- 
stimmungen widerspricht und damit von der Ein- 
fuhr ausgeschlossen ist. Das ist jedoch aus den 
oben dargelegten Gründen bei der großen Mehr- 
zahl der Importe nicht möglich. Durch Absatz 1 
Satz 2 wird klargestellt, daß in diesen Fällen die 
zollamtliche Abfertigung auch ohne eine solche 
Prüfung stattfinden darf. Schon durch den Rund- 
erlaß vom 12. Juli 1955 (GMBl. S. 330) war darauf 
hingewiesen worden, daß die zollamtliche Abferti- 
gung eines Lebensmittels nichts über seine Ver- 
kehrsfähigkeit im Inland besagt. Die Vorschriften 
über die Einfuhruntersuchung bestimmter Lebens- 
mittel an der Grenze, wie z. B. Fleisch und Wein, 
bleiben unberührt (Absatz 1 Satz 3). 

Absatz 3 enthält die notwendigen Ausnahmen von 
der Regelung des Absatzes 1, die sich jedoch nicht 
auf die Vorschriften über den Gesundheitsschutz 
(§ 3 LMG) erstrecken sollen. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung ist im Hinblick auf Artikel 19 
Abs. 1 Satz 2 GG notwendig, da durch Artikel 1 
Nr. 7 der § 6 Abs. 1 LMG ausgeweitet und damit 
das Grundrecht des Artikels 13 GG eingeschränkt 
wird. 

Zu Artikel 3 

Vor dem letzten Kriege, während des Krieges und 
in der darauf folgenden Zeit sind Ausnahmen von 
den Vorschriften des LMG und den nach § 5 er- 
lassenen Verordnungen auf der Grundlage des § 20 
Abs. 2 LMG in großer Zahl zugelassen oder als 
unbedenklich erklärt worden. Dies geschah ent- 
weder in der Form von Verwaltungsakten gegen- 
über bestimmten Personen oder Firmen, oder in 
der Form von Runderlassen an die Behörden der 
Lcbensmittelüberwachung, die zu einem großen 
Teil, aber nicht sämtlich, in Ministerialblättern und 
ähnlichen Publikationsorganen veröffentlicht wor- 
den sind. Das Lebensmittelrecht ist durch diese Zu- 
lassungen sehr unübersichtlich geworden, um so 
mehr, als die Unterlagen über die durch Verwal- 
tungsakt zugelassenen Ausnahmen bei den Behör- 
den größtenteils verlorengegangen sind. Im übri- 
gen dürfte ein Teil dieser Zulassungen selbst durcli 
die weite Fassung des bisherigen Absatzes 2 des 
§ 20 LMG kaum gedeckt gewesen sein. 

Die Schaffung einer klaren Rechtsgrundlage für die 
Zulassung von Ausnahmen durch den neuen § 20 a 
soll mit einer „Flurbereinigung" hinsichtlich der 


bisher erteilten Ausnahmezulassungen verbunden 
werden. Dabei soll unterschiedlich verfahren wer- 
den, je nachdem, ob es sich um Zulassungen durch 
Verwaltungsakt oder durch Runderlaß handelt. Die 
durch Verwaltungsaktc zugelassenen Ausnahmen 
sollen sämtlich spätestens ein Jahr nach der Ver- 
kündung des Gesetzes erlöschen. Für Erzeugnisse, 
die noch auf Grund dieser Zulassungen hergestellt 
worden sind, erscheint eine Auslauffrist von einem 
Jahr ausreichend. Ausnahmen, die durch Rund- 
erlaß zugelassen worden sind und die jeweils einen 
größeren Kreis von Interessenten berühren, kön- 
nen nicht in solcher globalen Weise beseitigt wer- 
den. Für sie sieht Artikel 5 Abs. 1 die Möglichkeit 
der Aufhebung durch Rechtsverordnung vor. 

Zu Artikel 4 

Die beiden Bestimmungen enthalten Ermächtigun- 
gen zur Zulassung von Ausnahmen von den Vor- 
schriften der beiden Verordnungen, ohne diese Er- 
mächtigungen nach irgendeiner Richtung an be- 
stimmte Voraussetzungen zu binden; es sind Aus- 
nahmeermächtigungen schlechthin. Eine Regelung, 
die es der Exekutive ermöglicht, eine Rechtsnorm im 
Einzelfall ohne jegliche Bindung an eine gesetzliche 
Voraussetzung außer Anwendung zu setzen, ist mit 
rechtsstaatlichem Denken nicht vereinbar. Die bei- 
den Bestimmungen sollen ersatzlos gestrichen wer- 
den. Für Ausnahmezulassungen ist in Zukunft nur 
noch der neue § 20 a LMG maßgebend. Die Aus- 
lauffrist ist die gleiche wie in Artikel 3. 

Zu Artikel 5 

Die hier zusammengestellten Verordnungen und 
Bekanntmachungen beruhen auf sehr unterschied- 
lichen und zum Teil bereits erloschenen gesetz- 
lichen Ermächtigungen. Der sachliche Inhalt der Be- 
stimmungen ist zu einem großen Teil auch heute 
noch für die Ordnung im Lebensmittelverkehr unent- 
behrlich, bedarf jedoch einer zeitgemäßen Über- 
arbeitung. Die Neufassung soll in der Form von 
Rechtsverordnungen nach § 5 des Lebensmittel- 
gesetzes vorgenommen werden. Um zur gleichen 
Zeit die veralteten Bestimmungen ebenfalls 
im Verordnungswege aufheben zu können, bedarf 
es der in Artikel 5 vorgesehenen Ermächtigung. 

Wegen der Runderlasse, durch die Ausnahmen zu- 
gelassen oder als unbedenklich erklärt worden sind 
(Absatz 1 Schlußsatz), siehe Begründung zu Ar- 
tikel 3. 

Zu Artikel 6 

Schon heute enthalten eine Reihe von Gesetzen und 
Verordnungen über einzelne Lebensmittel Vor- 
schriften, in denen der Zusatz von bestimmten Stof- 
fen oder die Anwendung bestimmter Behandlungs- 
verfahren zugelassen wird. Als Beispiele seien ge- 
nannt: 

§ 2 des Nitritgesetzes vom 19. Juni 1934 (Nitrit- 
pökelsalz, Salpeter), 

§ 4 des Weingesetzes vom 25. Juli 1930 (Zulas- 
sung von Kellerbehandlungsmitteln) in Verbindxmg 
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mit Artikel 4, 7, 15, 16 der Ausführungsverordnung 
vom 16. Juli 1932 (Kellerbehandlungsmittel für 
Wein, weinähnliche Getränke, Weinbrand und 
Weinbrandversdinitt), 

§§ 3 und 4 der Wermut-Verordnung vom 20. März 
1936 (Kellerbehandlungsmittel für Wermutwein und 
Kräuterweine), 

§ 5 der Verordnung über Kaffee vom 10. Mai 1930 
(Glasur- und Kandiermittel), 

§ 6 der Verordnung über Kakao und Kakaoerzeug- 
nisse vom 15. Juli 1933 (Aufschlußmittel für Kakao- 
masse wie Natriumkarbonat usw.), 

§ 17 der Käse-Verordnung vom 2. Juni 1951 

(Sdimelzsalze), 

§ 6 der Speiseeis-Verordnung vom 15. Juli 1933 
(Bindemittel), 

§ 3 der Verordnung über chemisch behandelte Ge- 
treidemahlerzeugnisse vom 27. Dezember 1956 (Na- 
triumazetat, Kalziumpropionat), 

§ 5 der Verordnung über den Verkehr mit Süßstoff 
vom 27. Februar 1939 (Süßstoffe). 

Derartige Vorschriften sollen vorläufig von den 
durch dieses Gesetz neu geschaffenen Bestimmungen 
unberührt bleiben. Es wird zu prüfen sein, ob sie 
den heutigen Maßstäben über die Verwendung nähr- 
wertloser Stoffe in Lebensmitteln oder in Anwen- 
dung gesundheitsbedenklicher Behandlungsverfah- 
ren noch genügen oder ob sie geändert werden 
müssen. 


Zu Artikel 7 

Mit fortschreitender Entwicklung der Lebensmittel- 
chemie und -technik ergibt sich in zunehmendem 
Maße die Notwendigkeit, stark differenzierte Vor- 
gänge der Lebensmittelherstellung und -kennzeich- 
nung gesetzlich zu regeln, um dem Bedürfnis der 
Verbraucher, der Wirtschaft, der Lebensmittelüber- 
wachung und der Gerichte nach Rechtssicherheit zu 
genügen. Das führt aber unvermeidlich dazu, daß 
das Lebensmittelrecht einen „perfektionistischen“ 
Charakter erhält. Zwar ist es in der Anlage des 
Lebensmittelgesetzes begründet, daß das Gesetz 
selbst nur die grundlegenden Vorschriften über den 
Schutz der Gesundheit und dem Schutz vor 
Täuschung enthält und die Konkretisierung die- 
ser Grundsätze für einzelne Lebensmittel Rechts- 
verordnungen überläßt. Es hat sich aber gezeigt, 
daß auch die Form der Rechtsverordnung, ob- 


wohl bereits handlicher als die des Gesetzes, nicht 
mehr immer die geeignete Form ist, die Menge der 
technischen Einzelregelungen aufzunehmen. Es soll 
daher ein sogenanntes Lebensmittelbuch geschaf- 
fen werden, wie es seit Jahren in Österreich besteht. 
In einem solchen Buch, das nicht an die strengen 
Methoden der Gesetzestechnik gebunden ist, kön- 
nen Merkmale für die Beurteilung der Zusammen- 
setzung und der Eigenschaften gewisser Lebens- 
mittel besser und für die Praxis erschöpfender nie- 
dergelegt werden als in dem Paragraphenwerk einer 
Rechtsverordnung. 

Das Lebensmittelbuch kann seine Wirksamkeit für 
die Hersteller, Verbraudier, die Lebensmittelüber- 
wachung und die Gerichte nur auf die Überzeugung 
aller Beteiligten gründen, daß seine Leitsätze „rich- 
tig'' sind, weil sie objektiv sind. Wenngleich ein 
Lebensmittelbuch nicht die verbindliche Kraft einer 
Rechtsnorm hat, wird erwartet werden dürfen, daß 
seine Leitsätze von allen am Lebensmittelverkehr 
Beteiligten und von der Rechtsprechung als Aus- 
druck des redlichen Handelsbrauchs und der gerecht- 
fertigten Verbrauchererwartung beachtet werden. 
Dem Gesetzgeber steht es nach wie vor frei, auch 
Gegenstände, die im Lebensmittelbuch behandelt 
sind, durch Rechtsnorm zu regeln, falls sich eine Not- 
wendigkeit dafür ergibt. Durch das Lebensmittelbuch 
kann andererseits keine Rechtsnorm geändert oder 
aufgehoben werden. 

Zur Schaffung des Lebensmittelbuchs ist eine Kom- 
mission zu bilden, in der die vier Gruppen vertreten 
sind, die an der Ordnung des Lebensmittelverkehrs 
interessiert sind: die einschlägige Wissenschaft, die 
amtliche Lebensmittelüberwachung, die Verbrau- 
cherschaft und die Lebensmittelwirtschaft. 

Zu Artikel 9 

Die neuen Verbotsnormen der §§ 4 a, 4 b Nr. 3 
und 4, des § 4 c Abs. 1 und des § 4 d sollen erst ein 
Jahr nach der Verkündung dieses Gesetzes in Kraft 
treten, damit inzwischen die damit zusammenhän- 
genden Rechtsverordnungen erlassen werden kön- 
nen. Sie sollen so rechtzeitig vor dem Inkrafttreten 
der Verbotsnormen verkündet werden, daß der Le- 
bensmittelwirtschaft ein ausreichender Zeitraum zur 
Verfügung steht, ihre Produktion den Vorschriften 
dieses Gesetzes anzupassen. Für den Handel mit 
Lebensmitteln, die nach den bisherigen Bestimmun- 
gen zulässigerweise hergestellt sind, ist eine Aus- 
lauffrist von einem weiteren Jahr vom Zeitpunkt 
des Inkrafttretens der neuen Verbote an vorgesehen. 
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Stellungnahme des Bundesrates 


L Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 4 a) 

a) § 4 a Abs. 1 ist wie folgt neu zu fassen: 

„(1) Lebensmitteln, die dazu bestimmt 
sind, gewerbsmäßig oder für Mitglieder von 
Genossenschaften oder ähnlichen Vereini- 
gungen in den Verkehr gebracht oder in 
Einrichtungen zur Gemeinschaftsverpflegung 
abgegeben zu werden, dürfen bei der Ge- 
winnung, Herstellung oder Zubereitung 
fremde Stoffe un vermischt oder nach Ver- 
mischung mit anderen Lebensmitteln nur 
zugesetzt werden, wenn sie hierfür aus- 
drücklich zugelassen sind." 

Begründung 

Die Erweiterung auf Mitglieder von Ge- 
nossenschaften oder ähnlichen Vereinigun- 
gen ergibt sich aus dem Wortlaut des § 6 
Abs. 1 LMG. 

Der Begriff „fremde Stoffe" erscheint in der 
Handhabung einfacher als der Begriff 
„Stoffe ohne ernährungsphysiologischen 
Nutzwert". Der Begriff „fremde Stoffe" 
dürfte auch von Herstellern und Verbrau- 
chern in seinem Inhalt leichter verstanden 
werden. 

Das Ersetzen des Wortes „vermischt" durch 
die Worte „nach Vermischung" dient zur 
Klarstellung, da hier das natürliche Ge- 
misch nicht gemeint ist. 

b) § 4 a Abs. 2 ist wie folgt neu zu fassen; 

„(2) Fremde Stoffe im Sinne des Absat- 
zes 1 sind Stoffe, die keinen ernährungs- 
physiologischen Nutzwert haben oder für 
den ernährungsphysiologischen Nutzwert, 
den Geruchs- oder Geschmackswert ver- 
kehrsüblicher Lebensmittel nicht bestim- 
mend und diesen nicht von Natur aus eigen 
sind. Der ernährungsphysiologische Nutz- 
wert wird bestimmt durch den Gehalt an 
verdaulichen Kohlenhydraten, verdaulichen 
Fetten, verdaulichem . Eiweiß, Vitaminen 
oder Pro Vitaminen." 

Begründung 

Die Änderung wird für notwendig erachtet, 
da die bisherige Fassung eine Umgehung 
der Bestimmung von § 4 a Abs. 1 durch 
Stoffe mit geringfügigem Restgehalt an 
Eiweiß, Fett oder Kohlenhydraten oder 
durch Stoffe, die Fette, Kohlenhydrate oder 
Eiweiß in chemischer Bindung enthalten, er- 
möglichen würde. Außerdem erscheint es 
angebracht, natürliche Geruchs- und Ge- 
schmacksstoffe zur Vereinfachung einer Ab- 
grenzungsverordnung schon hier auszuneh- 
men. 


c) § 4 a Abs. 4 ist wie folgt neu zu fassen: 

„(4) Die Absätze 1 und 3 gelten nicht für 
den Zusatz von Trink- und Tafelwasser, 
Luft, Kohlensäure und Äthylakohol sowie 
den natürlichen chemisch gleichen Geruchs- 
und Geschmacksstoffen, Vitaminen imd Pro- 
vitaminen." 

Begründung 

Durch die vorgeschlagene Neufassung des 
Absatzes 2 in § 4 a erübrigt sich die Auf- 
zählung der übrigen Stoffe. Die Aufnahme 
von Vitaminen und Pro Vitaminen erscheint 
hier zweckmäßig. Eine Erweiterung der auf- 
gezählten allgemeinen Ausnahmen ist nicht 
notwendig im Hinblick auf die Zulassungs- 
möglichkeit des § 5 a. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 4 b) 

a) § 4b Nr. 2 ist wie folgt neu zu fassen: 

„2. lebenden Tieren Stoffe mit oestrogener 
oder thyreostatischer Wirkung einzu- 
pflanzen oder einzuspritzen, um die Be- 
schaffenheit des Fleisches oder den 
Fleisch- oder Fettansatz zu beeinflus- 
sen;" 

Begründung 

Es ist bekannt, daß nicht nur Stoffe mit 
oestrogener, sondern auch mit thyreosta- 
tischer Wirkung nicht nur eingepflanzt, son- 
dern auch eingespritzt werden können. 
Diese Maßnahmen sollen ebenfalls unter 
das Verbot fallen. Es handelt sich um ein 
Verfahren, das nicht nur bei Geflügel, son- 
dern auch bei anderen Schlachttieren 
angewendet und empfohlen wird. 

b) In § 4b Nr. 3 sind hinter dem Wort „anzu- 
bieten," die Worte „zum Verkauf vorrätig zu 
halten," einzufügen. 

Begründung 

Das Lebensmittelgesetz zählt in seiner bis- 
herigen Fassung die Vertriebshandlungen 
einheitlich nach folgendem Schema auf: 

„anzubieten, zum Verkauf vorrätig zu hal- 
ten, feilzuhalten, zu verkaufen oder sonst 
in den Verkehr zu bringen." 

Dem müssen auch die neu eingefügten Be- 
stimmungen Rechnung tragen, wenn man 
nicht Gefahr laufen will (argumentum e con- 
trario), daß eine einzelne Art des Inver- 
kehrbringens künftig straffrei bleibt (vgl. 
§ 3 Nr. 1 Buchstabe b LMG). Im neuen § 4 d 
Nr. 1 hat der Regierungsentwurf dies be- 
■ rücksichtigt. 
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c) In § 4 b Nr. 4 sind das Wort „verbotene" 
durch das Wort „fremde" zu ersetzen und 
die Worte „der in § 4 a bezeichneten Art" 
zu streichen. 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlages zu § 4 a 

Abs. 1. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 5 {§ 4 c) 

a) In § 4 c Abs. 1 Satz 2 ist der letzte Satzteil 
von „und vorschreiben," bis „sind." zu strei- 
chen. 

Nach einem Punkt sind nachstehende Sätze 
anzufügen: 

„Die so behandelten Lebensmittel sind zu 
kennzeichnen. Die Art der Kennzeichnung 
wird in der Rechts Verordnung nach Satz 2 
geregelt." 

Begründung 

Es erscheint notwendig, den Verbraucher 
davon zu unterrichten, daß Lebensmittel 
einer möglicherweise tiefgreifenden Wir- 
kung ionisierender oder ultravioletter 
Strahlen unterworfen wurden. 

b) In § 4 c Abs. 2 Satz 1 ist der mit „soweit" 
beginnende letzte Halbsatz wie folgt neu zu 
fassen: 

„soweit sie den Lebensmitteln eine Be- 
schaffenheit verleihen können, die geeignet 
ist, die menschliche Gesundheit zu gefähr- 
den." 

Begründung 

In der Fassung der Regierungsvorlage ist 
das Ausmaß der Ermächtigung nicht genü- 
gend konkretisiert, da sie dem. Ermessen 
einen zu weiten Spielraum läßt. Der Än- 
derungsvorschlag räumt diese rechtsstaat- 
lichen Bedenken aus. 

c) In § 4 c Äbs. 2 sind im letzten Satz nach dem 
Wort „gewerbsmäßig" die Worte „oder für 
Mitglieder von Genossenschaften oder ähn- 
lichen Vereinigungen" einzufügen. 

Begründung 

Die Erweiterung auf Mitglieder von Ge- 
nossenschaften oder ähnlichen Vereinigun- 
gen ergibt sich aus dem Wortlaut des § 6 
Äbs. 1 LMG. 

4 Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 4 d) 

a) In § 4 d Nr. 1 sind nach dem Wort „gewerbs- 
mäßig" die Worte „oder für Mitglieder von 
Genossenschaften oder ähnlichen Vereini- 
gungen" einzufügen. 

Begründung 

Vergleiche Begründung zu dem Änderungs- 
vorschlag zu § 4 c Abs. 2. 

b) In § 4 d Nr. 1 sind die Worte „oder in Ein- 
richtungen zur Gemeinschaftsverpflegung 
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abzugeben;" durch die Worte „oder ge- 
werbsmäßig zur Herstellung von Lebens- 
mitteln oder in Einrichtungen zur Gemein- 
schaftsverpflegung abzugeben oder zu ver- 
wenden;" zu ersetzen. 

Begründung 

Die vorgeschlagene Erweiterung der Ver- 
botsvorschrift erscheint sachlich zweckmäßig. 

c) In § 4 d Nr. 2, 3 und 4 ist jeweils vor dem 
Wort „Stoffe" das Wort „fremde" einzu- 
fügen. 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlages zu § 4 a 
Äbs. 1. 

5. Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 5 a) 

a) In § 5 a Abs. 1 Nr. 1 sind vor dem Wort 
„Stoffe" das Wort „fremde" einzufügen und 
die Worte „ohne ernährungsphysiologischen 
Nutzwert" zu streichen. 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlages zu § 4 a 
Äbs. 1. 

b) In § 5 a Äbs. 1 Nr. 1 sind die Worte „oder 
Zubereitung, Aufbewahrung oder Beförde- 
rung" zu ersetzen. 

Begründung 

Sachlich gebotene Ausdehnung der Ermäch- 
tigung, vgl. § 4 a Äbs. 3 Nr. 2. 

c) In § 5 a Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2 ist jeweils 
vor dem Wort „Stoffen" das Wort,, fremden" 
einzufügen. 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlages zu § 4 a 
Äbs. 1. 

d) In § 5 a Abs. 1 Nr. 4 ist der mit „soweit" 
beginnende letzte Halbsatz wie folgt neu 
zu fassen: 

„soAveit dies zum Schutz des Verbrauchers 
erforderlich ist, um einer Beschaffenheit von 
Lebensmitteln vorzubeugen, die geeignet ist, 
die menschliche Gesundheit zu gefährden." 

Begründung 

Vergleiche Begründung zu dem Änderungs- 
vorschlag zu § 4 c Abs. 2 Satz 1 . 

e) In § 5 a Abs. 1 ist folgende neue Nr. 5 an- 
zufügen: 

„5. für bestimmte Lebensmittel oder für Le- 
bensmittel, die mit bestimmten zuge- 
lassenen fremden Stoffen oder mit einem 
bestimmten zugelassenen Verfahren be- 
handelt worden sind, Ausnahmen von 
dem Verbot des § 4d Nr. 3 zulassen." 

Begründung 

Nach der Regierungsvorlage ist z. B. bei 
sämtlichen unter Verwendung von Stärke- 
mehl und Zucker gewonnenen Lebensmitteln 
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ein Hinweis auf die Unbedenklichkeit für | 
Kinder unmöglich, weil u. a. Stärkemehl und ■ 
Zucker nicht ohne Verwendung fremder 
Stoffe gewonnen werden können. Unter j 
diese Einschränkung würden beispielsweise 
sogar Kindernährmittel, Kekse, Obstsäfte j 
und Käse fallen. Dieses Ergebnis kann nicht 
gewollt sein. Die Ergänzung eröffnet die 
Möglichkeit, notwendige Ausnahmen von 
dem Verbot des § 4 d Nr. 3 zuziilassen. 

f) In § 5 a ist Absatz 2 durch die nachstehen- 
den Absätze 2 und 3 zu ersetzen; 

„(2) Der Gehalt der Lebensmittel an den 
in Rechts Verordnungen nach Absatz 1 Nr. 1 
und 3 zugelassenen Stoffen oder an Resten 
der in Absatz 1 Nr. 4 bezeichneten Stoffe 
ist kenntlich zu machen. Die Art der Kennt- 
lichmachung wird in diesen Rechtsverord- 
nungen geregelt. 

(3) Ausnahmen von der Verpflichtung zur 
Kenntlichmachung (Absatz 2) können in den 
Rechtsverordnungen nach Absatz 1 zuge- 
lassen werden, wenn die Verwendung der 
fremden Stoffe der allgemeinen Verkehrs- 
auffassung entspricht und der Verbraucher 
durch die Unterlassung der Kenntlichma- 
chung in seiner berechtigten Erwartung 
nicht getäuscht worden kann." 

Begründung I 

Es muß zum Schutz des Verbrauchers ge- 
fordert werden, daß im Gesetz selbst grund- 
sätzlich die Verwendung fremder Stoffe dem . 
Kennzeichnungszwang unterworfen wird. 
Die Möglichkeit, durch Rechtsverordnung 
die Verwendung solcher fremden Stoffe, 
die herkömmlicherweise verwendet werden, 
unbedenklich sind und deren Verwendung 
eine Täuschung nicht bewirkt, von der Kenn- 
zeichnungspflicht auszunehmen, ist anderer- 
seits notwendig, aber auch ausreichend. 

6. Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 5 b) 

a) In § 5 b Abs. 2 ist Satz 1 durch folgende 
zwei Sätze zu ersetzen: 

„Lebensmittel oder Bedarfsgegenstände, die 
zu dem in Absatz 1 Satz 1 genannten Zweck 
und entgegen den dort aufgeführten Be- 
stimmungen hergestellt sind, müssen von 
den für das Inland bestimmten getrennt ge- 
halten und entsprechend kenntlich gemacht 
werden. Sie müssen von dem Hersteller 
unverzüglich der von der Landesregierung 
bestimmten Behörde gemeldet werden." 

Begründung 

Diese Änderung und Ergänzung ist erfor- 
derlich, um eine ausreichende Überwachung 
zu gewährleisten. 

b) In § 5 b Abs. 2 Satz 4 sind die Worte „Die 
Landesregierungen" durch die Worte „Die 
Landesregierungen oder die von ihnen be- 
stimmten Behörden" zu ersetzen. 


Begründung 

Die Änderung soll den Landesregierungen 
ermöglichen, die Aufgabe, den Bundes- 
minister des Innern zu unterrichten, auf 
Fachminrster oder nachgeordnete Behörden 
zu übertragen. 

7. Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 5 c) 

In § 5 c Abs. 1 ist die Bezugnahme auf „§ 5 a" 
durch die Bezugnahme auf „§ 5 a Abs. 1 Nr. 2 
und 4 und Abs. 2" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Zulassung von Ausnahmen von Rechtsvor- 
schriften, die nach § 5 a Abs. l Nr. 1 und 3 er- 
lassen worden sind, kommt nicht in Betracht, 
da mit solchen Ausnahmen die Verbote des 
§ 4 a wiederhergeslellt würden. 

8. Zu Artikel 1 Nr. 7 (§ 6) 

a) § 6 Ab.9. 1 ist eingangs wie folgt neu zu 
fassen: 

„(1) Die mit der Überwachung des Ver- 
kehrs mit Lebensmitteln und Bedarfsgegen- 
ständen beauftragten Bediensteten und Sach- 
verständigen, bei Gefahr im Verzug auch 
alle Beamten der Polizei, sind befugt ..." 

Begründung 

Die vorgeschlagene Fassung berücksichtigt 
die derzeitigen Verhältnisse in den Ländern 
hinsichtlich der Änderung des Begriffs der 
Polizei. Sie stellt weiter klar, daß auch die 
von der zuständigen Behörde mit der Über- 
wachung des Verkehrs mit Lebensmitteln 
und Bedarfsgegenständen beauftragten An- 
gestellten die Befugnisse nach § 6 Abs. 1 
haben sollen. 

b) In § 6 Abs. 1 ist das Wort „Geschäftsräume" 
durch die Worte „Geschäfts- und Wohn- 
räume" zu ersetzen. 

Begründung 

Es erscheint aus strafrechtspolitischen Grün- 
den geboten, den mit der Lebensmittelüber- 
wachung betrauten Beamten auch das Be- 
treten von Wohnräumen zu gestatten, so- 
fern diese Wohnräume mit den gewerblich 
genutzten Räumen in einem räumlichen 
Zusammenhang stehen. 

c) In § 6 Abs. 1 ist der letzte Satz wie folgt 
neu zu fassen: 

„Soweit ihr Besitzer nicht ausdrücklich dar- 
auf verzichtet, ist ein Teil der Probe amt- 
lich verschlossen oder versiegelt zurückzu- 
lassen und für die entnommene Probe eine 
angemessene Entschädigung zu leisten." 

Begründung 

Die Wiederherstellung der gegenwärtig gel- 
tenden Fassung des Gesetzes empfiehlt sich 
mit Rücksicht darauf, daß die“ Einführung 
einer obligatorischen Gegenprobe einen 
durdi die bisherigen Erfahrungen nicht ver- 
anlaßten erheblichen Verwaltungsmehrauf- 
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wand und zugleich vermeidbare Kosten ver- 
ursachen würde. 

9. Zu Artikel 1 Nr. 8 (§ 11) 

In § 11 Abs. 1 Satz 1 ist die Bezugnahme auf 
§ 21 durch „§ 21 Abs. 1" und sind in Satz 2 die 
Worte „oder nach § 5 a" durch die Worte 
„ , § 5 a oder nach § 21 Abs. 2 und 3 Nr. 1 a" zu 
ersetzen. 

Begründung 

§ 21 enhält ein Verbot nur in Absatz 1, eine 
Ermächtigung nur in Absatz 2 und in der neuen 
Nr. 1 a dos Absatzes 3. 

10. Zu Artikel 1 Nr. 10 (§ 16) 

Artikel 1 Nr. 10 ist wie folgt zu fassen: 

,10. a) Die §§ 12 und 16 werden gestrichen. 

b) Hinter § 17 wird folgender § 17 a oin- 
gefügt: 

„§ 17 a 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. einer nach § 5 Nr. 4 erlassenen 
Vorschrift oder 

2. einer durch § 5 b Abs. 2 Satz 1 
bis 4 oder durch § 8 auferleg- 
ten Verpflichtung zuwiderhan- 
delt. 

(2) Absatz 1 Nr. 1 gilt bei einer nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes ergehen- 
den Verordnung nur, wenn sie auf diese 
Bußgeldvorschrift verweist. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann, 
wenn sie vorsätzlich begangen wird, 
mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtau- 
send Deutsche Mark, wenn sie fahr- 
lässig begangen wird, mit einer Geld- 
buße bis zu zehntausend Deutsche Mark 
geahndet werden. 

(4) Die Verfolgung der Ordnungswid- 
rigkeit nach Absatz 1 Nr. 1 verjährt in 
zwei Jahren. 

(5) Die Einziehung nach den §§17 bis 
26 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten ist zulässig. Es können auch Ge- 
genstände eingezogen werden, auf die 
sich die Ordnungswidrigkoit bezieht." 

c) In § 13 Abs. 1 wird Satz 2 gestrichen. 

d) In § 14 Abs. 1 und in § 15 Abs. 2 wer- 
den die Worte „der §§ 11, 12" ersetzt 
durch die Worte „des § 11".’ 

Begründung 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß die vorlie- 
gende Novelle aus strafrechtspolitischen Grün- 
den zum Anlaß einer Reform der Strafvor- 
schriften im Lebensmittelgesetz genommen 
werden sollte. Die Umwandlung von Straftat- 
beständen in Ordnungswidrigkeiten sollte aus 
rechtsstaatlichen Gründen jedenfalls dort vor- 
genommen werden, wo es sich nach heutiger 
Auffassung zweifelsfrei um Verwaltungsun- 


recht handelt. Dies gilt insbesondere für Ver- 
stöße gegen die in § 5 b Abs. 2 Satz 1 bis 4 
normierten Meldepflichten. 

Zu § 17 a Abs. 3: 

Der in § 5 des Gesetzes über Ordnungswid- 
rigkeiten genannte Betrag von 1000 DM ge- 
nügt nicht den Bedürfnissen der Praxis. Hierfür 
erscheint vielmehr ein Höchstbotrag von 50 000 
DM für vorsätzliche, von 10 000 DM für fahr- 
lässige Zuwiderhandlungen erforderlich. 

Zu § 17 a Abs. 4: 

Die sechsmonatige Frist für die Verfolgungs- 
verjährung (§ 14 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten) erscheint deswegen nicht aus- 
reichend, weil die Feststellung der hier in 
Frage stehenden Ordnungswidrigkeiten zu- 
meist zeitraubend ist und vielfach nur unter 
Zuhilfenahme von Sachverständigen erfolgen 
kann. Besonders in den letztgenannten Fällen 
wird häufig eine Unterbrechung der Verjäh- 
rung nach § 14 Satz 3 nicht möglich sein. 

Die Änderungsvorschläge zu c) und d) betreffen 
redaktionelle Änderungen, die sich aus der vor- 
gesdilagencn Streichung des § 12 ergeben. 

11. Zu Artikel 1 Nr. 11 (§ 18) 

Dem § 18 ist ein Absatz 2 mit folgendem Wort- 
laut anzufügen: 

„(2) Absatz 1 gilt entsprechend im Bußgeld- 
verfahren." 

Begründung 

Es muß sichergestellt werden, daß auch der 
Betroffene im Bußgeldverfahren mit den Kosten 
belastet wird, die durch die Untersudiungshand- 
liingen, insbesondere durch die Tätigkeit von 
Sachverständigen, entstanden sind. 

12. Zu Artikel 1 Nr. 14 (§§ 20 a und 20 b) 

a) In § 20 a Abs. 1 ist die Bezugnahme auf 
„§ 5 a" durch die Bezugnahme auf „§ 5 a 
Abs. 1 Nr. 2 und 4 und Abs. 2" zu ersetzen. 

Begründung 

Vergleiche Begründung zu dem Änderungs- 
vorschlag zu § 5 c Abs. 1. 

b) § 20 a Abs. 2 Nr. 2 und § 20 b Abs. 1 sind 
wie folgt neu zu fassen: 

— § 20 a Abs. 2 Nr. 2 — 

„2. für die Herstellung und Ausgabe von 
bestimmten Lebensmitteln für die Son- 
der Verpflegung von Angehörigen 

a) der Bundeswehr und verbündeter 
Streitkräftc, 

b) des Bundesgrenzschutzes, 

c) der Polizei und von Hilfs- und Not- 
diensten 

einschließlich der hierfür erforderlichen 
Versuche." 
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— § 20 b Abs. 1 ~ 

„(1) Zuständig für die Zulassung von Aus- 
nahmen nach § 20 a Abs. 2 Nr. 2 Buchstaben 
a und b ist der Bundesminister des Innern 
im Einvernehmen mit den Bundesministern 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
und für Wirtschaft, im Falle der Nummer 2 
Buchstabe a außerdem im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Verteidigung; 
in den Fällen des § 4 c Abs. 1 ist außerdem 
das Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Atomkernenergie und Wasserwirtschaft 
herzustellen. Im übrigen sind die von den 
Landesregierungen bestimmten Behörden 
zuständig."' 

Begründung 

Nach der ständigen Auffassung des Bundes- 
rates ist die Übertragung von Verwaltungs- 
befugnissen auf Bundesminister im Bereich 
der landeseigenen Verwaltung nur zulässig, 
wenn die Voraussetzungen eines überregio- 
nalen Verwaltungsaktes gegeben sind, d. h. 
wenn 

a) andere Möglichkeiten zur Herbeiführung 
einer erforderlichen einheitlichen Ver- 
waltungspraxis nicht in Betracht kommen 
oder ausgeschöpft sind und 

b) ein bestimmter Sachverhalt entweder 
wegen seiner überländermäßigen Bedeu- 
tung sinnvollerweise nur von obersten 
Bundesbehörden geregelt werden kann 
oder wenn ein Anknüpfungspunkt im 
Inland überhaupt fehlt. 

Diese Voraussetzungen liegen hier nur 
bezüglich der Einzelausnahmen für die 
Sonderverpflegung von Angehörigen der 
Bundeswehr, verbündeter Streitkräfte 
und des Bundesgrenzschutzes vor. In 
allen übrigen Fällen fehlt es an einem 
Sachverhalt von überregionaler Bedeu- 
tung, der sinnvollerweise nur durch eine 
Bundesstelle geregelt werden könnte. 
Die gebotene Einheitlichkeit der Ver- 
waltungspraxis kann vielmehr auf an- 
dere Weise, z. B. durch allgemeine Ver- 
waltungsvorschriften oder durch Verwal- 
tungsvereinbarungen der Länder, sicher- 
gestellt werden. 

Die Handhabung der einschlägigen Vor- 
schriften durch die Verwaltungen der 
Länder hat in den aufgetretenen Fällen 
bisher nicht zu Schwierigkeiten geführt. 
Wesentliche Beanstandungen in der von 
der Bundesregierung in ihrer Begrün- 
dung angedeuteten Richtung haben sich 
aus dieser Verwaltungspraxis in den 
Ländern nicht ergeben. Auf Grund der 
gemachten Erfahrungen ist deshalb ein 
Bedürfnis nach einer zentralen Bundes- 
regelung nicht anzuerkennen. Vergleiche 
im übrigen auch die Stellungnahme des 
Bundesrates zu der vorgesehen gewese- 
nen Entscheidung der Bundesregierung 


über die sachliche Zuständigkeit zum Er- 
laß von Verwaltungsakten auf dem Ge- 
biete des Gesundheitswesens (BR-Druck- 
sache Nr. 98/54 — Beschluß). 

Die Begründung einer ausschließlichen 
Zuständigkeit des Bundesministers für 
Verteidigung in diesem Zusammenhang 
kann nicht als gerechtfertigt angesehen 
werden. 

13. Zu Artikel 1 Nr. 15 (§ 21) 

In § 21 Abs. 3 ist Nr. 1 wie folgt neu zu fassen: 

„l.die Durchfuhr und die Zwischenlagerung 
von Waren unter Zollüberwachung," 
und in § 21 Abs. 3 ist eine neue Nr. 1 a mit 
folgendem Wortlaut einzufügen: 

„la. das Verbringen von Waren zur Verede- 
lung und Wiederausfuhr im Zollvormerk- 
verkehr; für diese Waren kann eine 
Meldepflicht nach Absatz 2 vorgeschrie- 
ben werden; sie unterliegen den Vor- 
schriften nach § 5b Abs. 2 Satz 1," 

Begründung 

Die Änderung und die Ergänzung sind erfor- 
derlich, damit überwacht werden kann, ob die 
eingeführten Waren nach ihrer Veredelung 
auch wieder ausgeführt werden. 

14. Zu Artikel 6 

Der Bunderat nimmt wie folgt Stellung: 

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren sind aus 
Gründen der Rechtssicherheit in Artikel 6 die 
Spezialvorschriften, die unberührt bleiben sol- 
len, im einzelnen unter Angabe der Fundstellen 
aufzuführen. 

Begründung 

Die Rechtssicherheit erfordert eine genaue Be- 
zeichnung der Spezialvorschriften, die auch in 
Zukunft neben der Novelle weitergelten sollen. 
Dies erscheint nicht nur vom Standpunkt des 
Staatsbürgers, sondern auch von dem des Ver- 
waltungsbeamten und Richters notwendig. 

15. Zu Artikel 8 a (neu) 

Es ist ein neuer Artikel 8 a mit folgendem 
Wortlaut einzufügen: 

„Artikel 8 a 

Beträge in Deutscher Mark, die in diesem 
Gesetz erwähnt werden, sind im Saarland bis 
zum Ende der Übergangszeit nach Artikel 3 des 
Saarvertrages vom 27. Oktober 1956 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 1587) in entsprechender Anwen- 
dung des § 5 Abs. 1 Satz 1 der Dritten Verord- 
nung über die Erhöhung der Unterhaltsan- 
sprüche und sonstigen Beträge in gerichtlichen 
Angelegenheiten vom 7. März 1951 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 441) umzurechnen." 

Begründung 

Mit Rücksicht darauf, daß in Absatz 3 des neu 
vorgeschlagenen § 17 a DM-Beträge genannt 
werden, ist eine Währungsklausel für das Saar- 
land erforderlich. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates wie folgt Stellung: 

Den Änderungsvorschlägen zu 1. a), 2. a), 2. b), 2. c), 
3. b), 3. c), 4. a), 4. c), 5. a), 5, b), 5. c), 5. d), 6. a), 
6. b), 7., 8. a), 8. b), 9., 12. a), 13., 14. wird zuge- 
stimmt. 

Zu den übrigen Vorschlägen wird folgendes be- 
merkt: 

Zu 1. b) 

Die vorgeschlagene Definition des Begriffes „fremde 
Stoffe" befriedigt noch nicht. Es sollte versucht 
werden, ohne die Begriffe „Stoffe ohne ernährungs- 
physiologischen Nutzwert" und „verkehrsübliche 
Lebensmittel" auszukommen. Die Bundesregierung 
schlägt für Absatz 2 folgenden Wortlaut vor: 

„(2) Fremde Stoffe im Sinne dieses Gesetzes sind 
Stoffe, bei denen weder ein Gehalt an verdaulichen 
Kohlenhydraten, verdaulichen Fetten, verdaulichem 
Eiweiß, Vitaminen oder Provitaminen, noch ein 
Gehalt an natürlichen Geruchs- oder Geschmacks- 
stoffen dafür bestimmend ist, daß sie für sich als 
Lebensmittel verwendet werden." 

Zu 1. c) 

Die Bundesregierung schlägt für Absatz 4 unter 
Berücksichtigung des zu 1. b) gemachten Vorschla- 
ges folgende Fassung vor: 

„(4) Die Absätze 1 und 3 gelten nicht für den Zu- 
satz von Trink- und Tafelwasser, Luft, Stickstoff, 
Kohlensäure, Kochsalz, Gärhefe, Backhefe, Gelatine, 
Pektine, Essig, Trinkalkohol sowie künstlich her- 
gestellten Geruchsstoffen, Geschmacksstoffen, Vita- 
minen und Provitaminen, die den natürlichen che- 
misch gleich sind." 

Zu 3. a) 

Dieser Vorschlag geht zu weit. Es gibt Formen der 
Anwendung von Strahlen, die nicht kenntlich ge- 
macht zu werden brauchen, wenn sichergestellt ist, 
daß eine bestimmte Dosierung nicht überschritten 
wird. 

Zu 4. b) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu mit 
der Maßgabe, daß in § 4 d Nr. 1 hinter den Worten 
„oder sonst in den Verkehr zu bringen" nach einem 
Komma eingefügt wird „gewerbsmäßig zur Herstel- 
lung von Lebensmitteln zu verwenden". 

Zu 5. e) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu, 
schlägt jedoch für die neue Nr. 5 folgende Fassung 
vor: 


„5. für Lebensmittel, denen bestimmte zugelassene 
fremde Stoffe zugesetzt sind oder die mit einem 
bestimmten zugelassenen Verfahren (§ 4 c 

Abs. 1) behandelt worden sind, Ausnahmen 
von dem Verbot des § 4d Nr. 3 zulassen." 

Zu 5. f) 

Die Bundesregierung vermag dem Vorschlag nicht 
zuzustimmen. Der Vorschlag geht ebenso wie die 
Regierungsvorlage davon aus, daß in gewissen 
Fällen ein Kennzeichnungszwang nicht bestehen 
soll. Zur Abgrenzung dieser Fälle erscheint die vor- 
geschlagene Ermächtigung nicht als der geeignete 
Weg. 

Zu 8. c) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. Auf Einfüh- 
rung der obligatorischen Gegenprobe kann im Inter- 
esse einer Verbesserung der amtlichen Lebens- 
mittelüberwachung nicht verzichtet werden. 

Zu 10. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. Bei der Aus- 
arbeitung der Regierungsvorlage hat die Bundes- 
regierung bereits selbst die Frage geprüft, ob und 
inwieweit einzelne Zuwiderhandlungen gegen das 
Lebensmittelgesetz in Zukunft als Ordnungswidrig- 
keiten zu ahnden wären. Sie hat sich aber davon 
überzeugen müssen, daß die Frage der Ordnungs- 
widrigkeiten im Zusammenhang des gesamten 
Lebensmittelrechts, also nicht nur innerhalb des 
Lebensmittelgesetzes gesehen werden muß. Sie ist 
daher der Auffassung, daß diese Frage jetzt zu- 
rückgestellt und ihre Lösung der geplanten Lebens- 
mittelrechtsreform Vorbehalten werden sollte. 

Gegen den Vorschlag bestehen darüber hinaus auch 
sachliche Bedenken. 

Zu 11. 

Die Ablehnung des Vorschlages ergibt sich aus der 
Stellungnahme zu 10. 

Zu 12. b) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. Die Bundes- 
regierung vertritt die Auffassung, daß in sämtlichen 
Fällen des § 20 a Abs. 2 die von einigen Ausschüs- 
sen des Bundesrates im Jahre 1954 geforderten Vor- 
aussetzungen für „überregionale Verwaltungsakte" 
gegeben sind. Die in diesen Fällen erforderliche 
einheitliche Verwaltungspraxis kann durch den Er- 
laß von Rechtsverordnungen oder allgemeinen Ver- 
waltungsvorschriften oder auch durch Verwaltungs- 
vereinbarungen der Länder nicht herbeigeführt wer- 
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den, da mit Rücksicht auf die besonderen Verhält- 
nisse eines jeden Einzelfalles nur individuelle Ent- 
scheidungen möglich sind. Es handelt sich ferner um 
Verwaltungsakte von überländermäßiger Bedeu- 
tung, die sinnvollerweise nur von den obersten 
Bundesbehörden erlassen werden können. Dies gilt 
auch für die den Ländern unterstehende Polizei 
oder für die Hilfs- und Notdienste, da auch hier die 
Voraussetzungen für Ausnahmegenehmigungen 
nach überländermäßigen Gesichtspunkten beurteilt 
werden müssen. Die Begründung einer ausschließ- 


lichen Zuständigkeit des Bundesministers für Ver- 
teidigung ist im Hinblick darauf notwendig, daß es 
sich um Entscheidungen handelt, die sich unter Um- 
ständen aus internationalen Verpflichtungen er- 
geben oder aus militärtechnischen Gründen nur von 
diesem Ressort getroffen werden können. 

Zu 15. 

Die Ablehnung des Vorschlages ergibt sich aus der 
Stellungnahme zu 10. 
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